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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers 
und des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter 

Siegfried 

Vergin 

(SPD) 


Welche Ergebnisse hat die Arbeit der „Sicher- 
heitsoffensive gegen Gewalt" unter der Leitung 
von Bundesminister Friedrich Bohl erbracht, die 
Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl in seiner Rede 
am 10. Dezember 1992 angekündigt hat, und wie 
werden die Ergebnisse der verschiedenen beste- 
henden Arbeitsgruppen aufeinander ab gestimmt 
und koordiniert? 


Antwort des Staatsministers Bernd Schmidbauer 
vom 29. Januar 1993 


Nach einer eingehenden Erörterung der mit Extremismus, Gewalt und 
Fremdenfeindlichkeit zusammenhängenden Fragen hat das Bundeskabi- 
nett am 2. Dezember 1992 Bundesminister Friedrich Bohl beauftragt, in 
einer Offensive gegen Gewalt und Fremdenfeindlichkeit mit einem 
Staatssekretärs-Ausschuß alle bereits durchgeführten und geplanten 
Maßnahmen der Bundesregierung zur Bekämpfung von Gewalt und 
extremistischem Terror zu bündeln; dabei sollten alle Möglichkeiten so- 
wohl im präventiven als auch im repressiven Bereich erfaßt werden. 


Unter Federführung der Bundesministerien für Frauen und Jugend, für 
Arbeit und Sozialordnung, des Innern und der Justiz sind vier Arbeits- 
gruppen eingerichtet worden, in denen die Ausländerbeauftragte sowie 
das Auswärtige Amt, das Bundesministerium der Finanzen, das Bundes- 
ministerium der Verteidigung, das Bundesministerium für Familie und 
Senioren, das Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft, das Bun- 
de sministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung und 
das Presse- und Informationsamt der Bundesregierung mitarbeiten. 


Diese Arbeitsgruppen haben folgende Beratungs Schwerpunkte: 

- Gewaltprobleme junger Menschen, Jugendarbeit, Bildung, Aufklä- 
rungskampagnen gegen Extremismus 

- Integration von Ausländern 

- Polizei/ Verfassungsschutz, Prüfung von Verboten und Verwirkungs- 
anträgen, Lage im öffentlichen Dienst sowie die Zusammenarbeit 
Bund/Länder 

- Prüfung von Gesetzesänderungen im Straf- und Strafprozeßrecht sowie 
die Zusammenarbeit mit der Justiz der Länder. 


Es ist beabsichtigt, einen vom Bundeskanzleramt in Zusammenarbeit mit 
den beteiligten Bundesministerien koordinierten Zwischenbericht der 
Arbeitsgruppen schon in Kürze dem Bundeskabinett vorzulegen und da- 
nach zu veröffentlichen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Auswärtigen 


2. Abgeordneter 

Dr. Uwe 
Holtz 

(SPD) 


Was hat die Bundesregierung bisher unternom- 
men, um den Bestand der Bibliotheken des 
Goethe-Institutes im Ausland sicherzustellen und 
Schließungen zu vermeiden? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 27. Januar 1993 

1. Die Bibliotheken des Goethe-Instituts (Gl) sind ein wichtiges Instru- 
ment der Auswärtigen Kulturpolitik. Soweit gerechtfertigt, wurden in 
der Vergangenheit neue Goethe-Institute mit Bibliotheken als integra- 
lem Bestandteil gegründet. In den letzten Jahren hat sich der Aufga- 
benbereich der GI-Bibliotheken ständig erweitert, insbesondere durch 
das in Folge der Vereinigung erhöhte Informationsbedürfnis über 
Deutschland und die Zunahme audiovisueller Medien angeb ote. Die 
Bedeutung dieser Bibliotheken/Mediotheken für die kulturpolitische 
Öffentlichkeitsarbeit ist daher mit dem zunehmenden Informationsbe- 
darf erheblich gewachsen. 


2. Vor dem Hintergrund dieser Entwicklung hat das Auswärtige Amt sich 
in den vergangenen Jahren nachdrücklich dafür eingesetzt, den ge- 
wachsenen Aufgaben der GI-Bibliotheken durch bessere personelle 
Ausstattung Rechnung zu tragen. 

Entsprechende Anfragen im Vorfeld des Haushaltsverfahrens lehnte 
der Haushaltsausschuß regelmäßig unter Hinweis auf Prüfungsbemer- 
kungen des Bundesrechnungshofes aus dem Jahre 1986 ab. 

Der Bundesrechnungshof hatte 1986 auf Grund von Erhebungen vor 
Ort und in der Gl- Zentrale festgestellt, daß 

- einige GI-Bibliotheken entbehrlich oder zu aufwendig seien, 

- die Buchbestände überholt und nicht genügend auf die Nachfrage 
ausgerichtet seien, 

- die Bibliotheken ohne Fachpersonal ineffizient seien und dadurch 
Mittel binden würden, 

- das Personal zum Teil zu hoch eingruppiert sei, 

- eine Neuorientierung notwendig sei, um den Adressatenkreis besser 
zu erreichen. 

Das Auswärtige Amt stellte daraufhin dem Gl ab 1988 Sondermittel zur 
Verfügung, um eine Reorganisation der GI-Bibliotheken einzuleiten. 


3. In den Beratungen des Rechnungsprüfungsausschusses des Haushalts- 
ausschusses über die Prüfungsbemerkungen des Bundesrechnungs- 
hofes wurde 1989 das Auswärtige Amt gebeten, durch Setzen von Prio- 
ritäten darauf hinzuwirken, die kulturellen Aktivitäten innerhalb der 
vorgegebenen Rahmenbedingungen zu verbessern. Dies sei entweder 
durch Verlagerung/Umwandlung von Stellen oder Schließung von 
Bibliotheken zu erreichen. Der Rechnungsprüfungsausschuß forderte 
das Auswärtige Amt auf, zum 1. Februar 1990 zu berichten, wie die 
Arbeit der GI-Bibliotheken verbessert worden sei. 
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4. Auf den von Bundesministerin Dr. Irmgard Schwaetzer vorgetragenen 
Bericht hin forderte der Rechnungsprüfungsausschuß das Auswärtige 
Amt auf, bis zum 1. März 1992 eine Konzeption für die Neuordnung des 
Bibliothekswesens des Gl auf der Grundlage des vorhandenen Perso- 
nalbestandes zu entwickeln. Dadurch war das Auswärtige Amt ge- 
zwungen, die Funktionsfähigkeit von stark frequentierten Bibliotheken 
durch Verlagerung von Stellen zu Lasten von weniger frequentierten 
Bibliotheken zu sichern. Das vom Auswärtigen Amt vorgelegte Kon- 
zept beinhaltete den Vorschlag, durch Schließung von 30 wenig fre- 
quentierten Bibliotheken 31 freigewordene Planstellen an 55 stark fre- 
quentierte Bibliotheken zu verlagern. Staatsministerin Ursula Seiler- 
Albring wies in ihrer Stellungnahme ausdrücklich auf den großen kul- 
turpolitischen Schaden der Schließung von 30 GI-Bibliotheken hin. 


5. Staatsministerin Ursula Seiler- Alb ring trug das mit dem Gl ab ge- 
stimmte Konzept am 30. April 1992 dem Rechnungsprüfungsausschuß 
vor. Der Rechnungsprüfungsausschuß nahm den Bericht zustimmend 
zur Kenntnis und bat, entsprechend dem Vorschlag des Auswärtigen 
Amtes zu verfahren. 


6. Um die Konsequenzen der Schließungen zu mindern, schlug das Gl vor, 
an einigen Standorten die Bibliotheksbestände, soweit geeignet, in neu 
einzurichtende Medienzentren der Pädagogischen Verbindungsarbeit 
(PVZ) zu überführen. Das Auswärtige Amt hat diesen Vorschlag be- 
grüßt und darauf hingewiesen, daß die dafür notwendige Umwandlung 
von Vertragslehrerstellen in PVZ-Stellen der Genehmigung des Bun- 
de sministeriums der Finanzen bedürfe, die aber erst nach Beginn der 
Schließungsmaßnahmen zu erwarten sei. 

7. Eine Überprüfung der in Frage kommenden Bibliotheken führte zu 
einer Liste von 27 geplanten Bibliotheksschließungen. Diese Schlie- 
ßungen sind durch die Vorgabe des Rechnungsprüfungsausschusses 
nicht zu vermeiden. Die Konsequenzen werden gemildert durch die 
Einrichtung von Medienzentren für die Pädagogische Verbindungsar- 
beit, die Übernahme der Informationsdienste durch die Mitarbeiter des 
Programmbereichs, die Übernahme der Bibho theksbestände, soweit 
geeignet, in den Handapparat des Programmbereichs und in die Be- 
stände der germanistischen Fakultäten - soweit vorhanden. Diese Maß- 
nahme dient daher der Bestandssicherung von 55 GI-Bibliotheken, auf 
die die freiwerdenden Stellen verteilt werden. Das Gl kann im Rahmen 
solcher Überlegungen auch prüfen, ob es hinsichtlich bestehender, 
aber so nicht fortzuführender Bibliotheken unter Einsatz des verblei- 
benden Personals (auch Ortskräfte) in deutlich reduzierter Weise seine 
Tätigkeiten im Grundsatz erhalten kann (z. B. bei z. T. sehr geringer 
Ausleihe) durch Beschränkung dieser Serviceleistung auf wenige Stun- 
den in der Woche oder auf einen einzigen Wochentag. 

8. Ich darf darauf hinweisen, daß heute bereits 27 von 151 Goethe -Institu- 
ten ohne Bibliothek bestehen. 


3. Abgeordneter 
Hartmut 
Koschyk 

(CDU/CSU) 


Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregie- 
rung über die Ergebnisse der polnisch- russischen 
Verhandlungen im Zusammenhang mit der Öff- 
nung der Grenzübergänge Bartenstein/Bezledy 
und Preußisch Eylau/Bagrationowsk zwischen 
Polen und dem nördlichen Teil Ostpreußens vor, 
und zu welchen praktischen Erleichterungen für 
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Privatreisende, die mit dem eigenen Auto die 
Grenze überqueren wollen, haben diese Ver- 
handlungen geführt (meine Frage 13 in Druck- 
sache 12/2773)? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 1. Februar 1993 

Anläßlich des Besuchs des polnischen Staatspräsidenten in Moskau im 
Mai 1992 ist ein Abkommen über die Öffnung von drei Bahn- und vier 
Straßenübergängen zwischen Polen und dem Königsberger Gebiet für 
den internationalen Verkehr gezeichnet worden. Für die Umsetzung die- 
ses Abkommens war wegen der Schaffung der notwendigen Infrastruktur 
noch ein Notenwechsel erforderlich. Dieser Notenwechsel ist Anfang die- 
ses Jahres, wie der Bundesregierung vor wenigen Tagen bekannt wurde, 
vollzogen worden. Die Öffnung des Straßenübergangs Bezledy und Preus- 
sisch Eylau (Bagrationowsk) für angehörige dritter Staaten soll nunmehr in 
Kürze offiziell bekanntgegeben werden. 

Die Bundesregierung hatte sowohl gegenüber der polnischen wie der rus- 
sischen Seite seit längerem auf die Durchführung dieses Notenwechsels 
gedrängt und sich dafür eingesetzt, die bestehenden Übergänge für den 
internationalen Verkehr zu öffnen, so zuletzt Bundesminister Dr. Klaus 
Kinkel bei seinen Besuchen in Warschau (Ende Juli 1992) und in Moskau 
(Anfang Oktober 1992) und beim Besuch der polnischen Ministerpräsi- 
dentin in Bonn am 6. November 1992. 


4. Abgeordneter 

Elmar 

Müller 

(Kirchheim) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Bundesregierung Gelder in 
Höhe von 50 Mio. DM für die Beschaffung von 
Notunterkünften bereitstellt? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 27. Januar 1993 


Die Bundesregierung hat gemäß Kabinettsbeschluß vom 21. Juli 1992 
50 Mio. DM für Bau und Unterhalt winterfester Notunterkünfte für Flücht- 
linge in Kroatien zur Verfügung gestellt. Es werden drei Flüchtlingsdörfer 
für insgesamt 8 000 Menschen neu errichtet. Ferner werden vorhandene 
Gebäude wie Schulen, Ferienheime, Kasernen für 12 000 Menschen in- 
standgesetzt. Die Umsetzung erfolgt durch die Deutsche Gesellschaft für 
Technische Zusammenarbeit (GTZ) in enger Abstimmung mit dem Hohen 
Flüchtlingskommissar der Vereinten Nationen (UNHCR) und der kroati- 
schen Regierung. 

Die Flüchtlingsdörfer werden voraussichtlich im Februar d. J. übergeben. 
Die Sanierung bestehender Gebäude ist größtenteils abgeschlossen. Die 
fertigen Objekte werden bereits von Flüchtlingen bewohnt. 


5. Abgeordneter Um welche Art von Notunterkünften handelt es 

Elmar sich? 

Müller 

(Kirchheim) 

(CDU/CSU) 
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Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 27. Januar 1993 

Bei den Flüchtlingsdörfern handelt es sich um einfache Häuser in Fertig- 
bauweise auf vorbereiteten Fundamenten. Bei der Entscheidung hierüber 
wurden sowohl der Rat von Experten der Vereinten Nationen und der gro- 
ßen Hilfsorganisationen als auch die bei der Unterbringung der kurdi- 
schen Flüchtlinge gemachten Erfahrungen berücksichtigt. 


6. Abgeordneter 

Elmar 

Müller 

(Kirchheim) 

(CDU/CSU) 


Wurden dabei auch Wohnwagen als Notunter- 
künfte in Betracht gezogen, die komplett ausge- 
stattet sind und ganzjährig genutzt werden kön- 
nen? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 27. Januar 1993 


Im Planungsstadium wurden auch andere Unterbringungsmöglichkeiten 
in Betracht gezogen, zum Beispiel Wohnwagen, Wohncontainer und 
Zelte. 

Ein Einsatz von Wohnwagen kam jedoch aufgrund fehlender Akzeptanz 
bei der kroatischen Bevölkerung (auch der kroatischen Regierung) nicht 
in Frage. Gleiches gilt für Wohncontainer und Zelte. 

Eine Unterbringung der Flüchtlinge in Wohnwagen wäre darüber hinaus 
vergleichsweise teurer geworden. 


7. Abgeordnete 

Dr. Edith 
Niehuis 


(SPD) 


Wie stellt die Bundesregierimg sicher, daß auf der 
Weltmenschenrechtskonferenz im Juni 1993 
auch die Menschenrechtsverletzungen an Frauen 
ausführlich behandelt werden, und welche 
Schwerpunkte bringt die Bundesregierung in 
dieser Frage auf der Weltmenschenrechtskonfe- 
renz ein? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 27. Januar 1993 

Die Bundekegierung engagiert sich entsprechend dem Auftrag des 
Grundgesetzes für die weltweite Beachtung der Menschenrechte, spricht 
Menschenrechtsverletzungen in den geeigneten internationalen Gremien 
an und setzt sich für konkrete Maßnahmen zur Beendigung dieser Men- 
schenrechtsverletzungen ein. Menschenrechtsverletzungen an Frauen 
gilt dabei ihre besondere Sorge, die durch die schlimmen Ereignisse im 
ehemaligen Jugoslawien zusätzlich Nahrung erhalten hat. In diesem 
Sinne setzt sie sich seit Jahren für einen Sonderberichterstatter über Men- 
schenrechtsverletzungen an Frauen ein, fand dabei jedoch bisher wenig 
Unterstützung. Im Hinblick auf die Menschenrechtsweltkonferenz hat die 
Bundesregierung im Einklang mit dieser Haltung Bemühungen unter- 
stützt, die Einhaltung der Menschenrechte von Frauen ausdrücklich auf 
die Tagesordnung zu setzen. Im Rahmen unserer Konferenzvorbereitun- 
gen in der EG ist vorgesehen, daß die Gemeinschaft für die Aufnahme von 
Empfehlungen zur besseren Implementierung der Menschenrechte von 
Frauen in das Schlußdokument eintritt. Konkrete Vorschläge und Schwer- 
punkte bedürfen noch weiterer enger Abstimmung. 
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Hinsichtlich des Erfolgs unserer Bemühungen ist zu beachten, daß 
Deutschland nur einer von 180 Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen 
ist. 


8. Abgeordneter 

Kurt J. 
Rossmanith 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei einem 
Massaker im Südosten der Türkei, das von einer 
paramihtärischen türkischen Einheit durchge- 
führt worden sein soll, sieben assyrische Christen 
getötet wurden (darunter zwei Männer, die seit 
25 Jahren in Augsburg leben und Verwandte 
besuchten), und welche Aufklärungsergebnisse 
liegen vor? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 2. Februar 1993 


Unmittelbar nach den ersten Hinweisen wurde die Botschaft Ankara ge- 
beten, den Sachverhalt zu ermitteln. Danach ergibt sich folgendes Bild; 

Gegen Mittag des 13. Januar 1993 wurde auf der Strecke Midyat — Elbeyü 
ein Minibus von bewaffneten Unbekannten mit Maschinengewehren 
angegriffen. Zwei Männer starben auf der Stelle. Neun weitere Personen 
wurden verletzt. 

Eine halbe Stunde später wurde ein weiterer Minibus in der Nähe des 
Dorfes Yenice beschossen. Zwei Frauen und ein Mann waren sofort tot. 
Drei weitere Personen wurden verletzt. 

Zwei der insgesamt zwölf Verwundeten erlagen später ihren Verletzun- 
gen im Krankenhaus. Zu den Toten zählen auch die beiden Männer Aziz 
Kalayd und Yusuf Bozbakir. Es ist unklar, ob sie mit den von der Gesell- 
schaft für Bedrohte Völker genannten Yusuf Ösbekir und Aziz Kalaiyi aus 
Augsburg identisch sind. 

Der Botschaft liegen keine weiteren Erkenntnisse über die Täter vor. Die 
Vermutungen über die Identität der Mörder reichen von der PKK bis zur 
fundamentalistischen Terrororganisation Hizbollah. 


9. Abgeordneter 

Kurt J. 
Rossmanith 


(CDU/CSU) 


Trifft die Information der Gesellschaft für 
bedrohte Völker (GfbV) zu, daß die assyrischen 
Christen in der Türkei brutal verfolgt und vertrie- 
ben werden? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 2. Februar 1993 


Die Situation religiöser Minderheiten in der Türkei wird von der Bundes- 
regierung mit Anteilnahme und Besorgnis verfolgt. Ihr liegen jedoch keine 
Erkenntnisse über eine staatliche Verfolgung der assyrischen Christen 
vor. Ihre Lage ist aber schwierig. 

Sie leiden z. T. unter rechtlichen Behinderungen und insbesondere im 
Südosten der Türkei unter den dortigen wirtschaftlichen Verhältnissen 
sowie unter dem Druck des moslemischen Umfeldes. 
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Sie genießen nach dem Lausanner Vertrag von 1923 keinen besonderen 
Minderheitenschutz, sondern werden als türkische Staatsbürger christ- 
licher Konfession behandelt. Es leben noch etwa 5 000 assyrische Christen 
in ihren Ursprungsgebieten der Südosttürkei. Hier herrscht ein zum Teil 
gewaltsamer Verdrängungsprozeß durch den islamisch-kurdischen 
Bevölkerungsteil. 


10. Abgeordneter 

Christian 

Schmidt 

(Fürth) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
durch die ungehinderte Ausreise des für schwere 
Verbrechen politisch und nach Auffassung der 
Staatsanwaltschaft rechtlich verantwortlichen 
deutschen Staatsbürgers Erich Honecker das 
internationale Ansehen der Bundesrepublik 
Deutschland erheblich beeinträchtigt wird? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 28. Januar 1993 

Die Bundesregierung respektiert die Entscheidung eines unabhängigen 
Gerichts und hat diese nicht zu kommentieren. 


11. Abgeordneter 

Hans 

Wallow 

(SPD) 


Welche konkreten und verbindlichen Zusagen 
hat die Bundesregierung in materieller und politi- 
scher Hinsicht dem Generalsekretär der Verein- 
ten Nationen, Boutros Boutros-Ghali, bei seinem 
Besuch vom 8. bis 11. Januar 1993 in Bonn ge- 
macht? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 27. Januar 1993 

Der von der Bundesregierung als außerordentlich erfolgreich bewertete 
Besuch des Generalsekretärs der Vereinten Nationen in Deutschland 
diente dem Ziel, die Beziehungen zwischen den VN und Deutschland zu 
stärken. Auf Wunsch des Generalsekretärs erläuterte die Bundesregie- 
rung den Stand der Diskussion über die verfassungsrechtlichen und ver- 
fassungspolitischen Fragen hinsichtlich deutscher Beiträge zur Konflikt- 
verhütung und Streitbeilegung, notfalls auch der Konflikteindämmung. 
Die Bundesregierung hat in diesem Zusammenhang den Kabinettsbe- 
schluß vom 17. Dezember 1992 über den deutschen Beitrag zu den Opera- 
tionen unter dem Dach der Vereinten Nationen in Somalia erläutert. Wei- 
tergehende Zusagen hat sie nicht gemacht. 


12. Abgeordnete 

Ingrid 

Walz 

(F.D.P.) 


Wie viele Studenten aus der Volksrepublik China 
studieren zur Zeit in der Bundesrepublik 
Deutschland, und wie viele sind seit der 
Niederschlagung der Demokratiebewegung in 
Peking 1989 in ihre Heimat zurückgekehrt? 


13. Abgeordnete 

Ingrid 

Walz 

(F.D.P.) 


Ist der Bundesregierung bekannt, wie die Reinte- 
gration seit 1989 in die Volksrepublik China zu- 
rückkehrender chinesischer Studenten erfolgt? 
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14. Abgeordnete 

Ingrid 

Walz 

(F.D.P.) 


Inwieweit ist das Bleiberecht in Deutschland stu- 
dierender chinesischer Studenten von der Auf- 
hebung des Sanktions-Beschlusses gegen die 
Volksrepublik China betroffen? 


15. Abgeordnete 

Ingrid 

Walz 

(F.D.P.) 


Inwieweit erkennt die Bundesregierung die 
Gefahr angeblicher politischer Repressionen 
gegen in die Volksrepublik China heimkehrende 
Studenten als Begründung für eine Verlängerung 
des Bleiberechts in der Bundesrepublik Deutsch- 
land an? 


Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler- Albring 
vom 28. Januar 1993 


Ende 1992 befanden sich als DAAD-Stipendiaten 616 chinesische Studen- 
ten (einschließlich Doktoranden) in Deutschland. Es dürften sich insge- 
samt weit mehr chinesische Studenten in Deutschland aufhalten; deren 
genaue Zahl läßt sich jedoch nicht ermitteln. Bekannt ist, daß im Winterse- 
mester 1 990/9 1 4230 Studenten in den alten Bundesländern lebten. 

Nach den Ereignissen in Peking im Juni 1989 stellte das Auswärtige Amt 
Sondermittel zur Verfügung, die zur Weiterförderung von Stipendiaten 
dienten, die aus politischen Gründen nicht in die Volksrepublik China zu- 
rückkehren konnten: Davon hat der DAAD 1989 301, 1990 291 und 1991 
152 Studenten gefördert. 1992 waren noch 41 Studenten in der Förderung; 
die letzten Förderungsfälle liefen Mitte 1992 aus. 

Aus den genannten Sondermitteln haben auch die politischen Stiftungen 
Chinesen weitergefördert: 

Friedrich-Ebert-Stiftung 12 

Friedrich- Naumann -Stiftung 8 

Hanns-Seidel- Stiftung 9 

1991 kehrten über 500, 1992 geringfügig mehr chinesische Studenten 

nach China zurück. Es hegen Erkenntnisse vor, daß die chinesische Bot- 

schaft sich intensiv um gute Kontakte zu hiesigen chinesischen Studenten 
bemüht. Über die Frage, ob einem Ausländer politische Repressionen dro- 
hen und ob diese Gefahr zu einem Recht auf Aufenthalt oder zumindest zu 
einem Schutz vor Abschiebung in den Herkunftsstaat führt, wird aus- 
schließlich im Asylverfahren beim Bundesamt für die Anerkennung aus- 
ländischer Flüchtlinge durch einen weisungsunabhängigen Bediensteten 
befunden. 

Es ist sichergestellt, daß Studenten und Wissenschaftler, bei denen diese 
Frage zu bejahen ist, nicht gegen ihren Willen nach China zurückkehren 
müssen. 

Seit die chinesische Regierung 1978 ihre diesbezüglichen Beschränkun- 
gen aufhob, sind ca. 150000 Studenten, Doktoranden und Wissenschaftler 
aus China zu Studienzwecken ins Ausland aufgebrochen. Nur rund ein 
Drittel davon ist bislang zurückgekehrt. Wirtschaftliche und - vor allem 
seit den Juni-Ereignissen von 1989 - politische Gründe sind für dieses 
Phänomen verantwortlich. 
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Der resultierende „brain drain" ist unterdessen für Universitäten und wis- 
senschaftliche Einrichtungen im ganzen Lande zum Problem Nummer 1 
geworden. In zunehmendem Maße macht er sich in jüngster Zeit zudem in 
Wirtschaft und Administration bemerkbar, die ihren im Zuge der Öff- 
nungspolitik steigenden Bedarf an hochqualifizierten Mitarbeitern nur 
unzureichend zu decken vermögen. 

Bemühungen der chinesischen Regierung, verstärkt auf eine Rückkehr 
der Auslandsstudenten hinzuwirken, blieben allerdings in der Vergan- 
genheit ohne greifbare Ergebnisse. Auch wenn verläßliche Zahlen nicht 
vorhegen, ist davon auszugehen, daß nach wie vor nur ein geringer Pro- 
zentsatz des länger als ein Jahr im Ausland ausgebildeten Nachwuchses 
nach China zurückkehrt. Ist dies der Fall, so handelt es sich meist um be- 
reits etablierte, ältere Mitarbeiter oder Wissenschaftler, die in ihre alten 
Arbeitseinheiten in Universität, Verwaltung oder Betrieben auf eine für sie 
freigehaltene Arbeitsstelle zurückkehren. 

Studenten und jüngeren Wissenschaftlern reicht dies als Zukunftspers- 
pektive häufig nicht aus. Rückkehrappelle chinesischer Spitzenpolitiker 
(zuletzt Premierminister Li Peng in einem Interview mit dem Magazin 
„China's Talents" , über das die Nachrichtenagentur Ksinhua am 1. Januar 
1993 berichtete) verhallen ungehört. 1992 wurde daher begonnen, not- 
wendige konkrete Rahmenbedingungen zu schaffen, die den chinesi- 
schen Auslandsstudenten die Entscheidung zur Rückkehr in die Heimat 
erleichtern sollen. 

Im Oktober entsandte die Staatliche Erziehungskommission Delegationen 
nach Großbritannien, Schweden, Frankreich, Belgien, Japan, Austrahen 
und Deutschland sowie in die USA und die Schweiz, um dieses Angebot 
rückkehrwilligen Studenten an ihrem ausländischen Studienort unmittel- 
bar nahezubringen. Neben größtmöglicher Freizügigkeit umfaßte ihre 
Offerte im übrigen auch sehr konkrete materielle Anreize, wie etwa 
Steuer- und gebührenfreien Autoerwerb (ausländischer Marken) oder 
zollfreie Einfuhr von Unterhaltungselektronik und Computern. 

Ein Erfolg größeren Ausmasses war allerdings selbst diesen Bemühungen 
bislang offenbar nicht beschieden. Lediglich einige Dutzend Rückkehrer 
in die Sonderwirtschaftszone Shenzhen wurden durch die chinesische 
Presse besonders hervorgehoben. Den meisten Studenten und Wissen- 
schaftlern, die aus nicht-politischen Gründen an ihrem Auslandsstudien- 
ort verbleiben, erscheinen wohl selbst die dort gebotenen beruflichen Ent- 
wicklungsmöglichkeiten als zu begrenzt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


16. Abgeordnete 

Angelika 

Barbe 

(SPD) 


Ist Beamten, auf die der Bundesbeauftragte auch 
zukünftig nicht verzichten will, ein höher zu 
bewertendes Amt verliehen worden, bzw. arbei- 
teten die Beamten in höherwertigen Funktionen 
auf Planstellen des Bundesbeauftragten? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 28. Januar 1993 

Wie bereits in der Antwort zu Ihrer schriftlichen Anfrage vom 16. Dezem- 
ber 1992 ausgeführt, ist eine Verlängerung der Abordnung bzw. die Ver- 
setzung von Beamten des Bundesgrenzschutzes zur Behörde des Bundes- 
beauftragten für die personenbezogenen Unterlagen des ehemaligen 
Staatssicherheitsdienstes der DDR nicht beabsichtigt. 

Die von Ihnen aufgeworfene Frage stellt sich daher nicht. 


17. Abgeordnete 

Angelika 

Barbe 

(SPD) 


Wenn ja, ab wann wird den BGS-Beamten, die 
sich versetzen lassen wollen, zukünftig eine ruhe- 
gehaltfähige Zulage entsprechend der Zweiten 
Verordnung über besoldungsrechtliche Über- 
gangsregelungen nach Herstellung der Einheit 
Deutschlands (2. BesÜV) gezahlt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 28. Januar 1993 

Entfällt. 


18. Abgeordnete 

Angelika 

Barbe 

(SPD) 


Inwieweit werden die Regelungen zur Besitz- 
standswahrung (4. BBesG, § 13 Abs. 3) durch Zah- 
lung einer Ausgleichszulage im Einzelfall zur 
Anwendung kommen müssen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 28. Januar 1993 

Entfällt. 


19. Abgeordnete 

Angelika 

Barbe 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung sich darüber im klaren, 
daß eine Abordnungsbeendigung ohne das 
Angebot einer Versetzung politischen Schaden 
anrichtet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 28. Januar 1993 

Durch die Beendigung der Abordnung von Beamten des Bundesgrenz- 
schutzes entsteht kein politischer Schaden, da die Aufgabenerfüllung der 
Dienststelle des Bundesbeauftragten auch nach dem Ende der Abordnun- 
gen weiterhin gewährleistet ist. 


20. Abgeordneter 

Hans 

Büchler 

(Hof) 

(SPD) 


Ist es richtig, daß für zinsverbilligte Einrichtungs- 
darlehen für Aussiedler keine Haushaltsmittel 
mehr zur Verfügung stehen? 
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21. Abgeordneter 

Hans 

Büchler 


(Hof) 

(SPD) 


Wenn ja, wie gedenkt die Bundesregierung den 
dringlichen Bedarf nach zinsverbilligten Dar- 
lehen für Aussiedler auf- und den inzwischen vor- 
handenen Antragsstau abzuarbeiten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 26. Januar 1993 


Einrichtungsdarlehen für Aussiedler können nach den Richtlinien des 
Bundesministers des Innern vom 20. September 1976 nur nach Maßgabe 
der für die Zinsverbilligung zur Verfügung stehenden Mittel gewährt wer- 
den. Ein Rechtsanspruch auf die Gewährung eines Darlehens besteht 
nicht. 

Die Zins Subvention des Bundes - in Höhe von zuletzt 3,0% - wird für die 
gesamte Laufzeit des Darlehensvertrages von zehn Jahren gewährt. Die 
im Haushaltsplan für 1993 zur Verfügung stehenden Mittel reichen nur 
aus für eine Zinssubvention des „Darlehensaltbestandes", d. h. Dar- 
lehensverträge, die bisher rechtsverbindlich abgeschlossen worden sind. 

Die Bundesregierung hat daher die Ausreichung neuer Darlehen einge- 
stellt. 


Kann die Bundesregierung Presseberichte bestä- 
tigen, denen zufolge alle Bundesbehörden ver- 
pflichtet seien, Personal für den Abbau des ent- 
standenen Antragsüberhangs beim Bundesamt 
für die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge 
bereitzustellen, und trifft es zu, daß davon auch 
die Deutsche Bundesbahn mit 120 Verwaltungs- 
beamten bei einem eigenen Kostenaufwand von 
12 Mio. DM betroffen ist? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 28. Januar 1993 

Das Bundeskabinett hat am 21. Oktober 1992 beschlossen, das Bundesamt 
für die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge (BAFl) durch Abordnung 
von insgesamt rd. 1 300 Beschäftigten aller Bundesressorts zu unterstüt- 
zen. Der Bundesminister für Verkehr wird hierfür aus seinem Geschäfts- 
bereich 40 Bedienstete des gehobenen und 150 Bedienstete des mittleren 
Dienstes bereitstellen. Soweit Mitarbeiter der Deutschen Bundesbahn 
abgeordnet werden, erstattet das Bundesamt für die Anerkennung auslän- 
discher Flüchtlinge die gesamten Personalkosten. 

Die Deutsche Bundesbahn hat aus 2000 eingegangenen Bewerbungen 
150 Bedienstete, davon 120 Bewerber des mittleren Dienstes und 30 Be- 
werber des gehobenen Dienstes ausgewählt, und wird diese Bewerbun- 
gen in Kürze dem Bundesministerium des Innern zuleiten. 


22. Abgeordneter 

Horst 

Gibtner 

(CDU/CSU) 


23. Abgeordneter 

Horst 

Gibtner 

(CDU/CSU) 


Ist von einer solchen Maßnahme auch die Deut- 
sche Reichsbahn betroffen, und wie beurteilt die 
Bundesregierung die Auswirkungen solchen Per- 
sonalentzuges und Kostenaufwandes bei den 
deutschen Bahnen im Blick auf deren Wirtschaft- 
lichkeitsbemühungen und die beabsichtigte Pri- 
vatisierung? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 28. Januar 1993 

Aus dem Bereich der Deutschen Reichsbahn hegen 34 Bewerbungen vor. 
Die Bewerber können für die Dauer eines Jahres abgeordnet werden, 
ohne daß dies zu Personalengpässen bei der Deutschen Reichsbahn füh- 
ren würde. Auch der Deutschen Reichsbahn werden die Personalkosten in 
vollem Umfang erstattet. 


24. Abgeordneter 
Horst 
Gibtner 

(CDU/CSU) 


Konnten die beabsichtigten Maßnahmen bereits 
umgesetzt werden, und liegen Stellungnahmen 
der Beschäftigtenorganisationen und der Per- 
sonalräte zu den Abordnungsentscheidungen 
vor? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 28. Januar 1993 


Die Umsetzung der beabsichtigten Maßnahmen hat bereits begonnen. Die 
zuständigen Personalvertretungen sind - wie bei allen Abordnungen für 
eine Dauer von mehr als drei Monaten - zu beteiligen. 


25. Abgeordneter 

Claus 

Jäger 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß aus Gründen der Kosteneinspa- 
rung das im Bereich der Zivilen Verteidigung 
bestehende Alarmierungs- System in Gestalt 
eines funktionsfähigen bundesweiten Sirenen- 
Netzes aufgegeben werden soll, ohne daß ein 
gleichwertiges Ersatz-System zur Verfügung 
steht, und in welchem Zeitraum soll dieser Abbau 
zutreffendenfalls erfolgen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 28. Januar 1993 


Das Anfang der 50er Jahre auf gebaute und im wesentlichen auf Elektro- 
sirenen ab ge stützte Alarmierungssystem des Zivilschutzes ist veraltet und 
genügt nicht mehr heutigen Anforderungen und Bedingungen. Ersatzteile 
für den postalischen Bereich sind nicht mehr erhältlich. Die jährlichen 
Kosten betrugen über 73 Mio. DM, davon über 51 Mio. DM Postgebühren. 

Die Möglichkeit, die Bevölkerung vor Gefahren im Verteidigungsfall über 
den Rundfunk und die auf Kreisebene vorhandenen friedenszeitlichen 
Warnmittel zu alamieren, besteht fort und ist ausreichend. 

Die Zivilschutz-Sirenen wurden nach der Streichung der für den Betrieb 
notwendigen Haushaltsmittel durch den Haushaltsausschuß des Deut- 
schen Bundestages zum 1. Januar 1993 abgeschaltet. Die Sirenen wurden 
und werden den Ländern/Kommunen seit langem zur kostenlosen Über- 
nahme für ihre Zwecke (Katastrophen-ZBrandschutz) angeboten. Soweit 
Zivüschutz- Sirenen nicht übernommen werden, werden sie im Rahmen 
der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel unverzüglich abgebaut 
werden. 
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26. Abgeordnete 

Ingrid 

Koppe 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Mit welchem Inhalt sind die EUROPOL-Kon- 
vention oder das von der Ad-hoc- Arbeitsgruppe 
Europol der XREVI-Minister erarbeitete vor- 
läufige Regierungsabkommen zum Informations- 
austausch der an diesem europäischen Kriminal- 
amt beteiligten Staaten inzwischen in Kraft getre- 
ten, und ist die Bundesregierung bereit, der Fra- 
gestellerin diese Abkommen kurzfristig zugäng- 
lich zu machen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 28. Januar 1993 


Die Ministervereinbarung über die Einrichtung der EUROPOL Drugs Unit, 
die die Grundlage einer vorläufigen Tätigkeit von EUROPOL bilden soll, 
ist noch nicht unterzeichnet. Die Unterzeichnung scheitert vorläufig 
daran, daß die Niederlande nicht damit einverstanden sind, Straßburg als 
vorläufigen Standort festzulegen. Ein Entwurf einer EUROPOL-Konven- 
tion existiert derzeit noch nicht. Vielmehr wird ein solcher Entwurf, der 
dem Deutschen Bundestag zur Ratifizierung vorgelegt werden wird, 
gegenwärtig erarbeitet. 


27. Abgeordneter 

Jürgen 

Koppelin 

(F.D.P.) 


Trifft es zu, daß die Katastrophenschutzschule in 
Rendsburg aufgelöst werden soll und als Begrün- 
dung dafür angegeben wird, sie sei „wirtschaft- 
lich unrentabel"? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 22. Januar 1993 


In dem Bericht des Bundesministers des Innern an den Innenausschuß des 
Deutschen Bundestages vom 30. September 1992 über die zukünftige 
Organisationsstruktur des Bundesamtes für Zivilschutz - Z 6 - 006 100 - 
19/32 - heißt es, die kleinen Katastrophenschutzschulen der Länder seien 
wirtschaftlich unrentabel. Deshalb solle geprüft werden, ob die Schulen 
Burg-Enkirch, Rendsburg und Geisenheim schrittweise aufgelöst werden 
können. Hintergrund für diesen Prüfungsvorschlag ist unter anderem die 
besondere Haushaltstage des Bundes. 

Die im Rahmen der Aufstellung des Bundeshaushalts 1993 vorgegebene 
Absenkung der mittelfristigen Finanzplanung für die Titelgruppe „Erwei- 
terung des Katastrophenschutzes" läßt Tendenzen für die künftig zu er- 
wartende Mittelbereitstellung in diesem Aufgabenbereich erkennen. So 
haben schon die Berichterstatter für den Einzelplan 36 im Haushaltsaus- 
schuß des Deutschen Bundestages den Titelansatz für die jährliche Durch- 
führung der Ausbildung an den Katastrophenschutzschulen bei Kapitel 
3605 Titel 52541 in dem vom Bundeskabinett beschlossenen Haushalts- 
entwurf 1993 um 2 Mio. DM auf 16,3 Mio. DM gekürzt. 

Will man auch künftig eine qualitativ und quantitativ gute Ausbildung der 
freiwilligen Helfer im Katastrophenschutz sichern, muß geprüft werden, 
ob Mittelkürzungen für diesen Aufgabenbereich durch möglichst wenig 
beeinträchtigende Rationahsierungsmaßnahmen aufgefangen werden 
können. 
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Ein Rationalisierungsgewinn durch Auflösung der kleineren Katastro- 
phenschutzschulen könnte darin liegen, daß bei ihrer Zusammenlegung 
mit größeren Schulen die bei ihnen anfallenden Kosten für Personal, 
Raum, Ausstattung, Bewirtschaftung und Bauunterhaltung weitgehend 
eingespart werden können, ohne daß am größeren Schulstandort für die 
Vorhaltung der Schulkapazität nennenswerte zusätzliche Kosten entste- 
hen. 

Gedacht ist im übrigen aber nicht an eine kurzfristige Auflösung der klei- 
neren Katastrophenschutzschulen, sondern an ihre organisatorische An- 
bindung als Außenstelle an größere Katastrophenschutzschulen mit einer 
mehrjährigen Übergangszeit bis zu ihrer evtl. Schließung. 


28. Abgeordneter 

Jürgen 

Koppelin 

(F.D.P.) 


Wurde vor der Inbetriebnahme der Schule vor 
zweieinhalb Jahren eine Wirtschaftlichkeits- und 
Auslastungsberechnung durchgeführt, und wenn 
ja, wie ist diese ausgefallen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 22. Januar 1993 

Eine Bedarfs- (Auslastungs-) und Wirtschaftlichkeitsprüfung für die 
Schule Rendsburg wurde 1982/1983 in Zusammenhang mit der damals 
anstehenden Entscheidung Ankauf/Instandsetzung des angemieteten 
Schulobjekts Schönböken (Kreis Plön) oder Neubau einer Schule in 
Rendsburg durchgeführt. 

Die unter Beteiligung des Bundesministeriums der Finanzen und des Bun- 
desministeriums für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau vorgenom- 
mene Wirtschaftlichkeitsprüfung bezog sich auf einen Kostenvergleich 
einschließlich Folgekosten zwischen Ankauf und Instandsetzung des teü- 
weise unter Landschaftsschutz stehenden angemieteten Schulobjekts 
Schönböken und dem Neubau der Schule in Rendsburg mit einem Saldo 
zugunsten des Neubaus. Diese Prüfung basierte auf baufachlichen 
Gutachten und Kostenschätzungen der hierfür zuständigen Landesbau- 
ämter in Eutin und Kiel. 

Nach fünfjähriger Planungs- und Bauzeit bestand bei Fertigstellung der 
Schule Rendsburg im Februar 1989 kein Bedarf für eine erneute Aus- 
lastungs- und Wirtschaftlichkeitsprüfung, deren Ergebnisse dann ohnehin 
keine Korrekturmöglichkeiten mehr gehabt hätten. 


29. Abgeordneter 
Thomas 
Kossendey 
(CDU/CSU) 


Mit welchen Maßnahmen will die Bundesregie- 
rung sicherstellen, daß die bereits seit längerer 
Zeit in Deutschland lebenden Türken an der Frei- 
zügigkeit des EG -Binnenmarktes teilnehmen 
können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 21. Januar 1993 

Die Voraussetzungen für die Einreise und den Aufenthalt von Staatsange- 
hörigen dritter Länder im Hoheitsgebiet der EG-Mitgliedstaaten sind nach 
Artikel K.l des Vertrages über die Europäische Union Gegenstand der in- 
tergouvernementalen Zusammenarbeit. Als Angelegenheit von gemein- 
samem Interesse bedarf daher auch die Forderung nach einer Ausweitung 
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der Freizügigkeitsrechte der seit längerer Zeit in Deutschland lebenden 
Türken, die von der Bundesregierung wiederholt erhoben worden ist, der 
Unterstützung aller EG-Partner. Die Meinungsbildung zu dieser Frage ist 
gegenwärtig jedoch noch nicht in allen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft 
abgeschlossen. 

Die Bundesregierung geht gleichwohl davon aus, daß die dänische EG- 
Präsidentschaft gezielte Anstrengungen unternehmen wird, um die Frei- 
zügigkeit von Drittstaatsangehörigen nach einheitlichen Grundsätzen zu 
gestalten. Im Lichte dieser Zielsetzung befaßt sich die Ad-hoc-Gruppe 
„Einwanderung" derzeit mit einem Entschließungsentwurf über die Har- 
monisierung der nationalen Politiken im Bereich des Arbeitsmarktzu- 
gangs, dessen Verabschiedung von den Vorstellungen der für Einwande- 
rungsfragen zuständigen Minister noch im Juni dieses Jahres angestrebt 
wird und der von der Bundesregierung unterstützt wird. 


30. Abgeordneter 

Christian 

Schmidt 

(Fürth) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
durch die Ausreise des deutschen Staatsbürgers 
Erich Honecker nach Chile sonstige erhebliche 
Belange der Bundesrepublik Deutschland im 
Sinne des § 7 Abs. 1 Nr. 1 PaßG gefährdet sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 28. Januar 1993 

Die Bundesregierung teilt diese Auffassung nicht. Nach der Rechtspre- 
chung des Bundesverfassungsgerichts sind sonstige erhebliche Belange 
der Bundesrepublik Deutschland im Sinne von § 7 Abs. 1 Nr. 1 PaßG nur 
solche Tatbestände, die „in ihrer Erhebhchkeit den beiden anderen Tat- 
beständen" - innere und äußere Sicherheit der Bundesrepublik Deutsch- 
land - „wenn auch nicht gleich - so doch nahekommen" , „die so erheblich 
sind, daß sie der freiheitlichen Entwicklung in der Bundesrepublik 
Deutschland aus zwingenden staatspolitischen Gründen vorangestellt 
werden müssen" (BVerfGE 6, S. 32 ff. [S. 43]). 

Diese Voraussetzungen sind im vorliegenden Falle nicht erfüllt. 


31. Abgeordneter 

Christian 

Schmidt 

(Fürth) 

(CDU/CSU) 


Hat die paßausstellende Behörde in Berlin, die 
dem freigelassenen deutschen Staatsbürger 
Erich Honecker einen Reisepaß ausgestellt hat, 
bei der Bundesregierung sich vorher darüber ver- 
gewissert, ob ein Paßversagungsgrund gemäß § 7 
Abs. 1 Nr. 1 PaßG vorliegt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 28. Januar 1993 

Der Innensenator Berhn hatte am 8. Januar 1993 an den Bundesminister 
des Innern folgendes Fernschreiben gerichtet: 

„Dem Landeseinwohner amt Berlin liegt als zuständige Paßbehörde ein 
Antrag des Obengenannten auf Ausstellung eines vorläufigen Reise- 
passes vor. Das Landeseinwohneramt Berhn hat die Generalstaatsan- 
waltschaft beim Kammergericht um Mitteilung ersucht, ob Paßver- 
sagungsgründe vorliegen. 
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Unabhängig davon ist nach § 7 Abs. 1 Nr. 1 Paßgesetz ein Paß zu ver- 
sagen, wenn bestimmte Tatsachen die Annahme begründen, daß der 
Paßbewerber die innere oder äußere Sicherheit oder sonstige erheb- 
liche Belange der Bundesrepublik Deutschland gefährdet. 

Nach hiesiger Auffassung ist im Falle des Antragstellers ein Paßver- 
sagungsgrund nach § 7 Abs. 1 Nr. 1 Paßgesetz nicht gegeben. 

Für den Fall, daß Sie entgegen unserer Auffassung bei einer Paßaus- 
stellung an Herrn Honecker politische Belange gefährdet sehen sollten, 
bitten wir um Ihre kurzfristige Mitteilung bis zum 11. Januar 1993. " 

Der Bundesminister des Innern hatte am 12. Januar 1993 wie folgt geant- 
wortet: 

„Gegen die Auffassung des Innensenators Berlin werden Einwendun- 
gen nicht erhoben. " 


Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse dar- 
über vor, ob das Bundesverwaltungsgericht im 
anhängigen Revisionsverfahren zur Entschei- 
dung des Oberverwaltungsgerichts Koblenz vom 
8. Oktober 1991 (vgl. Antwort der Bundesregie- 
rung auf meine Frage 9 in Drucksache 12/3220) 
zwischenzeitlich die Prüfung abgeschlossen hat, 
welche rechtliche Bedeutung einem Antrag auf 
Aufnahme in die Deutsche Volksliste und einer 
danach erfolgten Eintragung in deren Abteilung 
3 sowie einem späteren Beitritt zur sog. Anders- 
Armee im Hinblick auf ein Bekenntnis zum deut- 
schen Volkstum zukommt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 21. Januar 1993 

In dem anhängigen Revisionsverfahren, das die von Ihnen angesproche- 
nen Fragen zum Gegenstand hat, hat das Bundesverwaltungsgericht für 
den 16. Februar 1993 Termin zur mündlichen Verhandlung bestimmt. 

Die Revision richtet sich allerdings gegen ein Urteil des Hamburgischen 
Oberverwaltungsgerichts vom 17. Juni 1991, während die Entscheidung 
des Oberverwaltungsgerichts Koblenz vom 8. Oktober 1991 rechtskräftig 
ist. 


32. Abgeordnete 

Renate 

Schmidt 

(Nürnberg) 

(SPD) 


Wie viele Ausländer, differenziert nach ausländi- 
schen Arbeitnehmern, deren Familienangehöri- 
gen, freiwillig ausgereisten Asylbewerbern, ille- 
gal Eingewanderten, deutschstämmigen Aus- 
siedlern, befristet Aufenthaltsberechtigten, nicht 
anerkannten und abgeschobenen Asylbewer- 
bern, haben die Bundesrepublik Deutschland in 
den Jahren 1990 und 1991 verlassen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 25. Januar 1993 

Über die Zu- und Fortzüge von Ausländern gibt die Wanderungsstatistik 
Auskunft. Die Statistik, die auf der Auswertung der Belege der Meldebe- 
hörden beruht, weist für das Jahr 1990 465470 Fortzüge und 835702 Zu- 
züge von Ausländern aus. Für das Jahr 1991 verzeichnet die Statistik 


33. Abgeordneter 

Joachim 

Tappe 

(SPD) 
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497476 Fortzüge und 920491 Zuzüge von Ausländern. Der positive Wan- 
derungssaldo ist von 370232 Personen im Jahre 1990 auf 423015 Personen 
im Jahre 1991 gestiegen. 

Eine Differenzierung der Fortzüge nach den der Frage zugrundeliegen- 
den Kriterien ist nicht möglich. Die Wanderungsstatistik sagt dazu nichts 
aus. 


34. Abgeordneter Welche Tendenzen im Sinne der Frage 33 zeich- 

Joachim nen sich für das Jahr 1992 ab? 

Tappe 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 25. Januar 1993 


Für das Jahr 1992 hegt die Wanderungsstatistik bisher nur für das 1. Quar- 
tal vollständig vor. ln den ersten drei Monaten 1992 weist die Statistik 
157 249 Fortzüge und 251722 Zuzüge von Ausländern aus, ein positiver 
Wanderungssaldo von 94473 Personen. Die Wanderungszahlen des 
1. Quartals 1992 lassen eine Tendenzwende nicht erwarten. 


35. Abgeordneter 

Joachim 

Tappe 

(SPD) 


Wie stellen sich die Volkszugehörigkeiten der 
freiwillig ausgereisten oder abgeschobenen Asyl- 
bewerber für den Zeitraum der Jahre 1990 bis 
1992 dar? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 25. Januar 1993 


Asylbewerber werden nur nach ihrer Staatsangehörigkeit und nicht auch 
nach ihrer Volkszugehörigkeit erfaßt. Im Jahre 1990 haben insgesamt 
49604 Ausländer, deren Asylverfahren bestands- bzw. rechtskräftig ab- 
geschlossen wurden, die Bundesrepubhk Deutschland verlassen, und 
zwar 5583 von ihnen durch Abschiebung. Für die Jahre 1991 und 1992 
hegen der Bundesregierung die Angaben noch nicht bzw. noch nicht voh- 
ständig vor. 

Eine Aufschlüsselung der im Jahre 1990 ausgereisten ehemaligen Asylbe- 
werber nach ihrer Staatsangehörigkeit kann nur durch eine Umfrage bei 
den Bundesländern festgestellt werden. Eine solche Umfrage ist mit un- 
verhältnismäßig hohem Verwaltungsaufwand verbunden und innerhalb 
der für die Beantwortung der Frage vorgesehenen Frist nicht durchzufüh- 
ren. 


36. Abgeordneter 

Joachim 

Tappe 

(SPD) 


Wie viele Asylanträge, differenziert nach Volks- 
zugehörigkeit, sind vom Bundesamt für die Aner- 
kennung ausländischer Flüchtlinge in Zirndorf im 
Jahre 1992 positiv oder negativ entschieden wor- 
den? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 25. Januar 1993 


Das Bundesamt für die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge hat im 
Jahre 1992 über die Asylanträge von insgesamt 216356 Personen ent- 
schieden. Anerkannt wurden 9 189 Personen (4,3 v. H.), abgelehnt wurden 
163 637 Personen (75,6 v. H.), durch Rücknahme bzw. Einstellung haben 
sich die Asylanträge von 43530 Personen erledigt (20,1 v. H.). Hinsichtlich 
der zehn herkunftsstärksten Länder wird auf die folgende Übersicht ver- 
wiesen: 


Herkunftsland 

Entscheidungen 
insgesamt 
(Anzahl 
der Personen) 

Anerkennungen 

Ablehnungen 

Einstellungen/ 

Rücknahmen 

Jugoslawien 

58 988 

1 142 

43 227 

14 619 

Rumänien 

57 464 

83 

47 474 

9 906 

Bulgarien 

14 762 

22 

10 493 

4 247 

Türkei 

14 689 

1 421 

11 614 

1 654 

Vietnam 

7 476 

45 

7 191 

240 

Nigeria 

7 299 

3 

6 160 

1 136 

Zaire 

709 

1 

539 

169 

Algerien 

690 

1 

350 

339 

Ghana 

3 515 

10 

3 290 

215 

Afghanistan 

3 947 

1 270 

2 301 

376 


37. Abgeordneter 

Gerd 

Wartenberg 

(Berlin) 

(SPD) 


Wie viele Personen sind aufgrund der deutsch- 
rumänischen Vereinbarung über die Rücküber- 
nahme von deutschen und rumänischen Staats- 
angehörigen, die am 1. November 1992 in Kraft 
getreten ist, von rumänischer Seite zurückge- 
nommen worden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 28. Januar 1993 


Seit dem Inkrafttreten der deutsch-rumänischen Vereinbarung vom 
24. September 1992 über die Rückübernahme von deutschen und rumäni- 
schen Staatsangehörigen am 1. November 1992 wurden bis einschließlich 
20. Januar 1993 insgesamt 2407 rumänische Staatsangehörige aus 
Deutschland in ihr Heimatland zurückgeführt. 


38. Abgeordnete 
Uta 
Zapf 
(SPD) 


Welchen Kriterien liegt das Bestreben des Bun- 
desministeriums des Innern zugrunde, daß neben 
Liberia, Pakistan und Zaire auch die Türkei in 
eine Liste sogenannter „sicherer Herkunftslän- 
der" auf genommen werden soll, und inwieweit 
gab es diesbezüglich inhalthche Differenzen zwi- 
schen dem Bundesministerium des Innern und 
dem Auswärtigen Amt? 


18 




Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/4296 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 25. Januar 1993 

Wie der Parlamentarische Staatssekretär im Bundesministerium des In- 
nern am 13. Januar 1993 in der Fragestunde des Deutschen Bundestages 
auf die Frage des Abgeordneten Dr. Klaus Kühler bereits mitgeteilt hat, 
prüft die Bundesregierung zur Zeit, welche Staaten auf eine Liste sicherer 
Herkunftsstaaten gesetzt werden können. Als solche kommen nur Staaten 
in Betracht, bei denen aufgrund der Rechtslage, der Rechtsanwendung 
und der allgemeinen politischen Verhältnisse gewährleistet erscheint, daß 
in diesen Staaten politische Verfolgung oder unmenschliche oder ernie- 
drigende Bestrafung oder Behandlung nicht stattfindet. Bei der Prüfung, 
ob und welche Staaten als sichere Herkunftsstaaten in Frage kommen, 
sind alle wichtigen diesbezüglichen Informationsquellen heranzuziehen; 
dazu gehören auch Stellungnahmen und Berichte nichtstaatlicher Organi- 
sationen. Hierüber gab es bei den bisherigen Gesprächen zwischen dem 
Bundesministerium des Innern und dem Auswärtigen Amt keine Differen- 
zen. 

Bisher gibt es keine Entscheidung und auch keine Vorentscheidung in 
bezug auf die einzelnen Länder. 

Die Festlegung der Staaten für diese Liste ist jedoch allein Aufgabe des 
Gesetzgebers. 


39. Abgeordnete 

Uta 

Zapf 

(SPD) 


Welche Berichte von Menschenrechtsorganisa- 
tionen über die Menschenrechtslage in den 
genannten Ländern hat das Bundesministerium 
des Innern bei seiner geplanten Entscheidung 
berücksichtigt, und inwiefern haben die jüngste 
Resolution des Europaparlaments sowie der 
Bericht des Europarats zur Menschenrechtslage 
in der Türkei bei der Entscheidung eine Rolle 
gespielt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 25. Januar 1993 

Vgl. Antwort zu Frage 38. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


40. Abgeordnete 

Ingrid 

Koppe 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wann und aus welchen Erwägungen jeweils hat 
die Bundesanwaltschaft gegen die inoffizielle 
MfS-Mitarbeiterin Monika H., die als IM „Karin 
Lenz” die Initiative „Frauen für den Frieden" aus- 
forschte, wegen des Verdachts der politischen 
Verdächtigung gemäß § 241a StGB zunächst ein 
Vorermittlungsverfahren wegen der „besonde- 
ren Bedeutung des Falls" (§ 74 a Abs. 2, §§ 120, 
142 a GVG) entweder statt der primär zuständi- 
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ge.n Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht Ber- 
lin selbst eingeleitet oder aber von dieser zeit- 
weise übernommen, um dieses Verfahren sodann 
wegen „minderer Bedeutung" (§ 142a Abs. 2 
Nr. 2 GVG) bzw. wegen Fortfalls der „besonderen 
Bedeutung" (§ 142 a Abs. 4 GVG) wiederum an 
das Land Berlin abzugeben, wo das Verfahren 
nunmehr - auch wegen Verjährung - möglicher- 
weise gar eingestellt worden ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 28. Januar 1993 


Der Generalbundesanwalt prüft seit Februar 1991, ob die in der Frage an- 
gesprochenen Verdächtigungen durch Monika H. („Karin Lenz") eine 
besondere Bedeutung haben, die seine Zuständigkeit begründen. Der 
mutmaßliche Umfang der Ausspähung in Verbindung mit der Bedeutung 
der Bürgerinitiative und der Opfer sprechen für außergewöhnhche Nach- 
teile der Betroffenen und damit für einen überdurchschnittlichen Fall. Die 
Prüfung dauert an, weil ein Teil der Geschädigten bei der Aufklärung 
nicht mithilft und ihre Akten beim Bundesbeauftragten für die Unterlagen 
des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR bisher nicht eingese- 
hen werden konnten. Die Akten des MfS über „Karin Lenz" selbst sind 
nach Auskunft des Bundesbeauftragten vernichtet worden. 

Der Generalbundesanwalt ist mit der Sache durch eine Anzeige des Poli- 
zeipräsidenten in Berlin befaßt worden, nicht durch Übernahme eines 
Ermittlungsverfahrens der Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht Ber- 
hn. Nach seiner Kenntnis ist in der Berliner Justiz ein Ermittlungsverfah- 
ren wegen desselben Sachverhalts nicht anhängig. Vom Ausgang der Prü- 
fung wird es abhängen, ob der Generalbundesanwalt ein Ermittlungsver- 
fahren einleiten oder ob er die Sache nach Berlin abgeben wird. 


41. Abgeordneter Gibt es Angaben über die Zahl der Privatkon- 

Dr. Peter kurse? 

Ramsauer 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 1. Februar 1993 


Das Statistische Bundesamt veröffentlicht monatlich sowie jährlich zusam- 
mengefaßt aktuelle Zahlen über Konkurs- und Vergleichsverfahren (Alt- 
Länder) sowie Gesamtvollstreckungsverfahren (Neu-Länder) in der Fach- 
serie 2 „Unternehmen und Arbeitsstätten", Reihe 4.1 „Insolvenzverf äh- 
ren". 

Der Begriff „Privatkonkurs" findet sich in den Aufstellungen des Statisti- 
schen Bundesamtes nicht. Vielmehr sind hinsichtlicht der Gemeinschuld- 
ner die Zahlen u. a. auf geschlüsselt nach Unternehmen und freien Berufen 
einerseits sowie übrigen Gemeinschuldnern andererseits. Bei letzteren 
wird für die Alt-Länder unterschieden zwischen natürhchen Personen, 
Nachlässen und sonstigen Gemeinschuldnern; in den Neu-Ländern wird 
entsprechend den dort noch geltenden Besonderheiten bei natürlichen 
Personen zusätzlich aufgeführt, ob es sich um Gesellschafter handelt und 
bei Nachlässen, ob es sich um ehemalige Unternehmen handelt. Während 
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sich aus den für die Neu-Länder veröffentlichten Zahlen wegen der zu- 
sätzlichen Unterteilung mittelbar die Zahl der Privatkonkurse errechnen 
läßt, ist dies bei den Alt-Ländern nicht möglich. Bei den Insolvenzen natür- 
licher Personen handelt es sich nämlich häufig um Folgeinsolvenzen von 
Unternehmen, die mit ihrem privaten Vermögen für Verbindlichkeiten 
des Unternehmens haften. 


42. Abgeordneter 

Christian 

Schmidt 

(Fürth) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob das Vermö- 
gen von Erich und Margot Honecker freigegeben 
worden ist oder werden soll und inwieweit sicher- 
gestellt ist, daß dieses Vermögen zur Befrie- 
digung von Entschädigungsansprüchen von 
Opfern der Honeckerschen Diktatur zur Verfü- 
gung steht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 1. Februar 1993 

Die Vermögensverhältnisse von Erich und Margot Honecker sind der Bun- 
desregierung im einzelnen nicht bekannt. 

Die Senatsverwaltung für Justiz Berlin hat folgendes mitgeteilt: 

Im Zusammenhang mit dem gegen Erich Honecker anhängigen Strafver- 
fahren wegen Vertrauensmißbrauchs (Sonderversorgung in Wandlitz) ist 
weiterhin ein Konto beschlagnahmt, auf dem sich ein Guthaben von mehr 
als 120 000 DM befindet (der Kontostand vom 13. März 1992 betrug 
123 097,21 DM). Die 14. große Strafkammer des Landgerichts Berlin hat im 
vorgenannten Verfahren durch Beschluß vom 13. Januar 1993 die Eröff- 
nung des Hauptverfahrens abgelehnt und den gegen Erich Honecker 
bestehenden Haftbefehl aufgehoben. Über die gegen die Nichteröffnung 
durch die Staatsanwaltschaft bei dem Kammergericht eingelegte sofortige 
Beschwerde hat das Kammergericht Berlin noch nicht entschieden. Die 
Staatsanwaltschaft bei dem Kammergericht prüft derzeit, ob die noch 
sichergestellten Gelder aus dem Guthaben von Erich Honecker im objek- 
tiven Verfahren eingezogen werden können. 

Im Falle der Anordnung des Verfalls sichergestellter Geldbeträge gehen 
diese in das Eigentum des Landes Berlin über. 

Weitergehende Erkenntnisse liegen der Bundesregierung nicht vor. 


43. Abgeordneter 

Rolf 

Schwanitz 

(SPD) 


Wie legt die Bundesregierung § 4 Abs. 2 des Ver- 
mögensgesetzes in bezug auf den Schutz eines 
Zuerwerbs von Bodeneigentum zu bereits beste- 
hendem Hauseigentum, an dem früher ein ding- 
liches Nutzungsrecht bestand, aus, und welche 
Kenntnis hat die Bundesregierung über die Praxis 
der Vermögensämter in diesem Punkt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 2. Februar 1993 

1. Der spätere Hinzuerwerb des Grundstücks ist immer dann, wenn der 
Erwerber vorher bereits Inhaber eines dinglichen Nutzungsrechts 
gewesen ist, restitutionsrechtlich ohne jede Bedeutung. Worauf es in 


21 



Drucksache 12/4296 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


diesen Fällen allein ankommt, ist der (vorangegangene) Erwerb des 
dinglichen Nutzungsrechts. War dieser Erwerb redlich, so wird bereits 
dadurch der Restitutionsanspruch des Alteigentümers ausgeschlossen 
(§ 4 Abs. 2 Satz 1 VermG). Die Frage, ob der spätere Hinzuerwerb des 
Eigentums am Grundstück restitutionsfest ist oder nicht, stellt sich dann 
von vornherein nicht mehr. Daher spielt die Stichtagsregelung des § 4 
Abs. 2 Satz 2 VermG im Hinbhck auf den Hinzuerwerb des Eigentums 
am Grundstück keine Rolle. Denn dieser ist bereits durch den vorange- 
gangenen redlichen Erwerb des dinglichen Nutzungsrechts restitu- 
tionsrechtlich unangreifbar geworden. 

Diese (seit jeher bestehende) Rechtslage ist durch § 4 Abs. 2 Satz 2 
VermG in der Fassung des 2. Vermögensrechtsänderungsgesetzes vom 
14. Juli 1992 (BGBl. I S. 1257) nunmehr auch im Gesetzestext unmißver- 
ständlich klargestellt worden, indem die (den Ausschlußtatbestand des 
redlichen Erwerbs nach § 4 Abs. 2 Satz 1 VermG einschränkende) 
Stichtagsregelung ausdrücklich nur auf die Fälle der Veräußerung 
(d. h. auf die Fälle des Eigentumserwerbs, nicht auch auf die Fälle des 
Erwerbs dinglicher Nutzungsrechte) bezogen wird. Für die Einzelhei- 
ten verweise ich auf die Ausarbeitung des Bundesministeriums der 
Justiz zur Stichtagsregelung vom 28. Januar 1992, die Ihnen mit Schrei- 
ben des Staatssekretärs im Bundesministerium der Justiz vom 23. April 
1992 bereits zur Verfügung gestellt worden ist. 

2. Über die Entscheidungspraxis der Ämter zur Regelung offener Vermö- 
gensfragen zu diesem Problembereich hat die Bundesregierung keine 
Kenntnis. Die zitierte Ausarbeitung des Bundesministeriums der Justiz 
vom 28. Januar 1992 ist u. a. auch im Rundbrief Nr. 4 des Bundesamtes 
zur Regelung offener Vermögensfragen veröffentlicht worden. Die 
Bundesregierung geht deshalb davon aus, daß die Ämter und Landes- 
ämter zur Regelung offener Vermögensfragen im selben Sinne ent- 
scheiden. 


44. Abgeordnete 

Uta 

Titze-Stecher 

(SPD) 


Wie viele türkische Strafgefangene im Strafvoll- 
zug wurden seit Inkrafttreten des Gesetzes über 
die internationale Rechtshilfe in Strafsachen vom 
1. Juh 1983 nach § 71 zur Strafvollstreckung der 
gegen sie in der Bundesrepublik Deutschland 
verhängten Freiheitsstrafen auf Anregung der 
Strafgefangenen in den türkischen Strafvollzug 
überstellt, und welche tatsächlichen Gründe für 
das Absehen von dem Überstellungsersuchen 
wurden ermittelt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 29. Januar 1993 

Statistiken über die Zahl der türkischen Gefangenen, die gegenüber den 
deutschen Behörden den Wunsch nach einer Überstellung geäußert 
haben oder deren Wunsch nach Überstellung von deutschen Behörden 
zurückgewiesen worden ist, werden nicht geführt. Die gewünschten An- 
gaben können auch nicht durch Auswertung der Akten ermittelt werden, 
die in dem Geschäftsbereich der Bundesregierung vorhanden sind, weil 
nicht alle Wünsche nach Überstellung zu ihrer Kenntnis gelangen. Die 
zuständigen Strafvollstreckungsbehörden der Bundesländer, nämlich die 
Staatsanwaltschaften, haben zunächst zu entscheiden, ob sie entspre- 
chend dem Wunsch eines türkischen Strafgefangenen ein Ersuchen um 
Übernahme der weiteren Strafvollstreckung an die Türkei anregen. Lehnt 
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die zuständige Landesjustizverwaltung den Wunsch des Gefangenen ab, 
so teilt sie ihre Entscheidung der Bundesregierung in der Regel nicht mit. 
Die Bundesregierung hat über die Stellung eines Ersuchens erst zu ent- 
scheiden, wenn die zuständige Landesjustizverwaltung die Überstellung 
des Gefangenen angeregt hat. 

In den meisten Fällen sind die Wünsche türkischer Gefangener, soweit sie 
der Bundesregierung in letzter Zeit bekanntgeworden sind, von den zu- 
ständigen Behörden der Bundesländer abgelehnt worden. Die Ursache 
liegt in den Vorschriften des türkischen Gesetzes Nr. 3713 über die Be- 
kämpfung von Terror vom 12. April 1991. Danach werden ohne weitere 
Voraussetzungen und ohne Antrag des Verurteilten zeitige Freiheitsstra- 
fen bereits nach Verbüßung von einem Fünftel der verhängten Freiheits- 
strafe, lebenslange Freiheitsstrafen nach Verbüßung von acht Jahren zur 
Bewährung ausgesetzt. Die zuständigen deutschen Strafvollstreckungs- 
behörden haben sich in den meisten Fällen nicht in der Lage gesehen, 
unter diesen Umständen ein Ersuchen an die Türkei um Übernahme der 
Strafvollstreckung anzuregen. 


45. Abgeordnete 

Uta 

Titze- Stecher 

(SPD) 


Inwieweit hat sich die Rechtslage für die Über- 
stellung ausländischer Strafgefangener im deut- 
schen Strafvollzug mit dem Inkrafttreten des 
Übereinkommens über die Überstellung verur- 
teilter Personen der Mitgliedstaaten des Europa- 
rates und anderer Staaten am 1. März 1992 geän- 
dert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 29. Januar 1993 


Das Übereinkommen vom 21, März 1983 über die Überstellung verurteil- 
ter Personen, das für Deutschland am 1. Februar 1992 in Kraft getreten ist, 
beschränkt sich nach Auffassung aller Mitgliedstaaten darauf, den verfah- 
rensmäßigen Rahmen für Überstellungen vorzusehen. Es begründet keine 
Verpflichtung für die Vertragsstaaten, einem Ersuchen um Überstellung 
nachzukommen. Verurteilten Personen wurde kein formelles Antrags- 
recht eingeräumt. Äußert ein Verurteilter sein Interesse an einer Überstel- 
lung, hat die zuständige deutsche Vollstreckungsbehörde unter Berück- 
sichtigung aller dem deutschen Recht zugrundeliegenden Strafzwecke 
nach pflichtgemäßem Ermessen zu entscheiden, ob sie ein Vollstrek- 
kungshilfeersuchen an den Heimatstaat des Verfolgten anregt. Die Gefan- 
genen sind über den wesentlichen Inhalt des Übereinkommens von den 
Landesjustizverwaltungen zu informieren. Diese haben im Einvernehmen 
mit der Bundesregierung ein Merkblatt entwickelt, das in die wichtigsten 
Sprachen übersetzt worden ist und den Gefangenen zur Kenntnis 
gebracht wird. 


46. Abgeordnete 

Uta 

Titze-Stecher 

(SPD) 


Inwieweit geht das Bundesministerium der Justiz 
davon aus, daß der ausländische Strafgefangene 
gegenüber der Justizverwaltung bei der Ent- 
scheidung, ob ein Überstellungsersuchen an den 
Heimatstaat gestellt werden soll, einen Anspruch 
auf ermessensfehlerfreie Entscheidung, ggf. her- 
zuleiten aus Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 GG, hat? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 29. Januar 1993 

Die Beantwortung dieser Frage ergibt sich aus den Ausführungen zu 
Frage 45. 


47. Abgeordnete 

Uta 

Titze-Stecher 

(SPD) 


Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse dar- 
über vor, in welcher Höhe die Justizverwaltungen 
der Bundesländer entlastet werden würden, 
wenn ausländische Strafgefangene im deutschen 
Strafvollzug, die den entsprechenden Wunsch 
äußern, in ihre jeweihgen Heimatländer über- 
stellt werden würden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 29. Januar 1993 

Die Bundesregierung verfügt über kein einschlägiges statistisches Mate- 
rial. Die verfügbaren Angaben des Statistischen Bundesamtes betreffen 
nur die Anzahl der Ausländer oder Staatenlosen an Strafgefangenen und 
Sicherungsverwahrten allgemein, nicht jedoch gesonderte Zahlen über 
ausländische Gefangene, die nach dem Gesetz zu dem Übereinkommen 
vom 21. März 1983 über die Überstellung verurteilter Personen einen 
Antrag auf Überstellung zur Strafvollstreckung in ihr Heimatland stellen 
könnten. Auch ist nicht bekannt, in wie vielen Fällen der jeweilige Hei- 
matstaat des Verurteilten einem deutschen Ersuchen um Übernahme der 
Strafvollstreckung stattgeben würde. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


48. Abgeordneter 

Dr. Fritz 
Gautier 

(SPD) 


Ist es nach der Verfassung (Artikel 107 GG) zuläs- 
sig, daß ein Land für die Ländersteuern im Län- 
derfinanzausgleich für eine Stadt des Landes eine 
Einwohnerzahlgewichtung (135 v. H.) nach dem 
sog. Stadtstaatenprivileg von Hamburg und 
Bremen erhält? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 1. Februar 1993 

Nach der Verfassungsrechtsprechung kann einem Flächenland im Län- 
derfinanzausgleich für eine Stadt des Landes grundsätzhch nicht die in § 9 
Abs. 2 Finanzausgleichsgesetz vorgesehene Stadtstaaten-Einwohnerwer- 
tung zugute kommen, wie sie für die Stadtstaaten Bremen und Hamburg 
vorgesehen ist. Das Bundesverfassungsgericht hat in seinen Urteilen vom 
24. Juni 1986 und vom 27. Mai 1992 (BVerfGE 72, 330 [415 ff.]; 86, 148 
[238 ff.]) festgestellt, daß sich die Einwohnerwertung aus der Stadtstaat- 
hchkeit rechtfertigt. Diese ergibt sich aus der vorgegebenen, historisch 
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gewachsenen strukturellen Eigenart der Stadtstaaten, die dadurch 
geprägt ist, daß die Stadtstaaten sowohl die Aufgabe eines Bundeslandes 
wie auch Hauptstadt- und Großstadtfunktionen wahrnehmen, von ihrem 
Umland aber durch Staatsgrenzen getrennt sind. Diese Voraussetzungen 
liegen bei einem Flächenland auch dann nicht vor, wenn zu ihm ein größe- 
rer städtischer Ballungsraum gehört. Die Einführung einer Stadtstaaten- 
Einwohnerwertung für derartige Flächenländer würde zudem Fragen der 
Beachtung des föderativen Gleichbehandlungsgrundsatzes im Verhältnis 
zu anderen Flächenländern aufwerfen. 


49. Abgeordneter 

Claus 

Jäger 

(CDU/CSU) 


Treffen Vorwürfe der Göppinger IG Metall zu, 
daß das Erfurter Unternehmen „Umformtechnik" 
mit Dumpingpreisen, die rund 40 % unter den 
normalen Herstellungskosten liegen und die nur 
durch entsprechende Subventionen der Treu- 
handanstalt ermöglicht werden, einer Göppinger 
Konkurrenzfirma den Auftrag der Firma Daimler- 
Benz für eine hydraulische Versuchspressen- 
Straße ab gejagt hat, wodurch der faire Wettbe- 
werb verfälscht worden sei? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 2. Februar 1993 


Nach dem Zusammenbruch der Ostmärkte ist die ostdeutsche Werkzeug- 
maschinenindustrie bekannterweise in eine dramatische Situation gera- 
ten. Ihre Auftragslage ist weiterhin extrem angespannt. Dies liegt oft nicht 
mehr an schlechterer Produktivität im Produktionsprozeß und auch nicht 
an der Qualität der Produkte. In vielen ostdeutschen Unternehmen ist 
diesbezüglich in den letzten zwei Jahren Bemerkenswertes geleistet wor- 
den. Dies trifft in besonderer Weise auf die Umformtechnik ERFURT zu, 
die sich auf ihren Märkten wenigen starken westdeutschen und japani- 
schen Wettbewerbern gegenübersieht. Die Angebote der Umformtechnik 
ERFURT basieren auf Vorkalkulationen, die nach westlichem Vorbild er- 
arbeitet werden. Die Qualität des Kalkül ations Systems hat sich die Treu- 
handanstalt durch einen fachkompetenten Wirtschaftsprüfer bestätigen 
lassen. Eine nochmalige Überprüfung hat ergeben, daß der Angebotspreis 
des von Ihnen angesprochenen Auftrages über den Herstellungskosten 
liegt. 

Der wegen des Zusammenbruchs des Ostmarktes unausweichliche Um- 
steuerungsprozeß auf Westmärkte und neue Marktstrategien erfordert 
Zeit und Investitionen. Die Treuhandanstalt begleitet diesen Prozeß bei 
sanierungsfähigen Unternehmen, um sie wettbewerbsfähig zu machen 
und nicht, um ihnen Möglichkeiten für unerlaubtes Preis dumping zu 
gewähren. Allen Unternehmen ist erklärt worden, daß sie bei der Preisge- 
staltung das nationale und europäische Wettbewerbsrecht zu beachten 
haben. Dem Bundesministerium der Finanzen liegen keine Anzeichen 
vor, daß die Umformtechnik ERFURT dagegen verstößt und unzulässig zu 
Dumpingpreisen anbietet. 


50. Abgeordneter 

Uwe 

Lambinus 

(SPD) 


Trifft es zu, daß Einkünfte aus Honoraren für eine 
Lehrtätigkeit in den neuen Bundesländern im 
Rahmen von Anpassungsfortbildungen für den 
öffentlichen Dienst als steuerfrei gelten, um die 
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Gleichbehandlung zu abgeordneten Bundes- 
und Landesbeamten herzustellen, wie im Erlaß 
des Niedersächsischen Finanzministeriums vom 
7. Dezember 1990 - S 2337 - 109 - 3512: LSt-Kar- 
tei § 3 EStG Fach 3 Nr. 11 niedergelegt, und ist 
sicher gestellt, daß diese Regelung bundesein- 
heitlich Anwendung findet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 28. Januar 1993 


Der Erlaß des Niedersächsischen Finanzministeriums betrifft Aufwands- 
entschädigungen, deren Steuerfreiheit in § 3 Nr. 12 EStG geregelt ist. 

Eine Steuerbefreiung von Honoraren für eine Lehrtätigkeit kann nach 
Maßgabe des § 3 Nr. 26 EStG bis zur Höhe von insgesamt 2400 DM im Jahr 
in Betracht kommen, wenn die Lehrtätigkeit nebenberuflich an einer zen- 
tralen Ausbildungseinrichtung ausgeübt wird. Nähere Einzelheiten zu § 3 
Nr. 26 EStG sind in Abschnitt 17 der Lohnsteuer- Richtlinien geregelt. 


51. Abgeordneter 

Detlev 
von Larcher 

(SPD) 


Aus welchen neuen gesamtwirtschaftlichen Eck- 
werten leitet die Bundesregierung die Annahme 
ab, daß beim Bund 1993 mit Ausfällen bei den 
Steuereinnahmen von etwa 4 Mrd. DM gegen- 
über den bisherigen Haushaltsansätzen zu rech- 
nen ist (Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 
19. Januar 1993), und mit welchen Steuerminder- 
einnahmen rechnet die Bundesregierung für ein- 
zelne St euer arten sowie für die Länder und Ge- 
meinden, getrennt nach neuen und alten Bundes- 
ländern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 2. Februar 1993 


Die Bundesregierung stellt grundsätzlich die Ergebnisse des unabhängi- 
gen Arbeitskreises „Steuerschätzungen" als Ansätze für die Steuerein- 
nahmen des Bundes in den Haushalt ein; die nächste Sitzung findet tur- 
nusmäßig im Mai 1993 statt. Da der Bundesminister für Wirtschaft in der 
Jahresprojektion für 1993 mit einem geringeren Zuwachs beim gesamt- 
deutschen Bruttosozialprodukt als bei der letzten Steuer Schätzung vom 
November 1992 rechnet, ist bereits jetzt Vorsorge für Steuerausfälle beim 
Bund von voraussichthch rd. 5 Mrd. DM getroffen worden. 

Der Betrag ergibt sich aus der Anwendung der Entwicklung der Steuer- 
quote von 1992 auf 1993 und dem Anteil des Bundes an den Steuermin- 
dereinnahmen gemäß der letzten Steuerschätzung. Abweichungen für 
einzelne Steuerarten lassen sich bei dieser Methode nicht ermitteln. 

Für die Länder ergeben sich Mindereinnahmen von rd. 2 Mrd. DM, 
davon entfallen 1,5 Mrd. DM auf die alten und knapp 0,5 Mrd. DM auf 
die jungen Länder. Bei den Gemeinden sind nur die im alten Gebiet mit 
- 0,5 Mrd. DM betroffen. 
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52. Abgeordneter 

Dr. Franz-Josef 

Mertens 

(Bottrop) 

(SPD) 


Wie hoch ist nach den in der Antwort der Bundes- 
regierung auf meine Fragen 12 und 13 in Druck- 
sache 12/4133 angeführten Feststellungen der 
Bundesregierung die finanzielle Ersparnis, die 
durch das „Wirtschaften aus einem Topf" bei 
zusammenlebenden Ehegatten mit einem zu 
versteuernden Einkommen von 24000 DM ein- 
tritt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 28. Januar 1993 


Bei der Festlegung des steuerfreien Existenzminimums haben sich die 
obersten Finanzbehörden des Bundes und der Länder entsprechend dem 
Beschluß des Bundesverfassungsgerichts vom 25. September 1992 danach 
gerichtet, was der Gesetzgeber dem Bedürftigen zur Befriedigung seines 
existenznotwendigen Bedarfs aus öffentlichen Mitteln zur Verfügung 
stellt. Dabei übernimmt die steuerliche Verwaltungsregelung aus dem 
Sozialhilferecht den Ansatz einer Ersparnis, die sich für zusammen- 
lebende Ehegatten aus der gemeinsamen Haushaltsführung ergibt. Diese 
Haushaltsersparnis addiert sich in der Summe der Einzelpositionen auf 
einen Betrag von rd. 5000 DM: 

Steuerliches Existenzminimum 
- DM/Jahr - 



Alleinstehende 

Regelsatz 

5 952 

Erwerbstätigenzuschlag 

1 488 

Einmalige Leistungen 

888 

Miete 

2 964 

Heizung 

708 

insgesamt 

12 000 



Verheirateter 
Alleinverdiener 
ohne Kinder 

Regelsatz 

10716 

Erwerbstätigenzuschlag 

1 488 

Einmalige Leistungen 

1 716 

Miete 

4 144 

Heizung 

936 

insgesamt 

19 000 


53. Abgeordneter 

Dr. Rudolf 
Schöfberger 

(SPD) 


Welche Subventionen hat die Firma Siemens AG 
von der Bundesrepublik Deutschland nach Höhe, 
Titel und Begründung im Jahre 1992 erhalten? 
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Hält die Bundesregierung diese Subventionen 
mit Steuermitteln finanzpolitisch und industrie- 
politisch für gerechtfertigt und vertretbar ange- 
sichts der Tatsache, daß die Firma Siemens AG 
1992 laut Geschäftsbericht bei einem Personalab- 
bau von 14000 Beschäftigten (- 3,3%) einen .Jah- 
resüberschuß von 1,955 Mrd. DM (+9%) erzielen 
konnte, eine Dividende von 13 DM je 50-DM-Ak- 
tie ausschütten wird und derzeit einen Liquidi- 
tätsüberhang von nahezu 20 Mrd. DM hat, der zur 
Gründung einer firmeneigenen Kapitalanlage- 
gesellschaft mbH (SKAG/München) führen wird? 


Trifft es zu, daß die Bundesregierung absichtlich 
beachtliche Gewinnsteigerungen, Massenaus- 
stellungen mit nachfolgender Arbeitslosigkeit 
und die Gründung einer „Bank mit angeschlosse- 
ner Elektroabteilung" unter Einsatz von Steuer- 
geldern subventioniert und weiterhin zu subven- 
tionieren gedenkt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 28. Januar 1993 

Nach § 12 des Stabilitäts- und Wachstumsgesetzes stellt die Bundesregie- 
rung die Finanzhilfen des Bundes und die Steuervergünstigungen im alle 
zwei Jahre erscheinenden Subventionsbericht dar. Eine Auswertung nach 
einzelnen Subventionsempfängern wird nicht vorgenommen; soweit es 
sich um Steuervergünstigungen handelt, würde eine solche Veröffent- 
hchung auch dem Steuergeheimnis widersprechen. Nicht zu den Subven- 
tionen rechnen dabei finanzielle Aufwendungen des Bundes für allge- 
meine Staatsaufgaben, wie u. a. große Teüe der allgemeinen Forschungs- 
und Entwicklungsförderung. 

Subventionen sollen möglichst nur subsidiär - als Hilfe zur Selbsthilfe - 
gewährt werden. Bei Subventionen zum Erhalt existenzbedrohter, aber 
sanierungsfähiger Unternehmen oder ganzer Wirtschaftsbereiche sind die 
subventionspolitischen Grundsätze zu beachten, die von Bund und Län- 
dern festgelegt worden sind. Daneben gelten der Subventionskodex des 
GATT sowie die Beihilfenkontrolle der EG. 


54. Abgeordneter 

Dr. Rudolf 
Schöfberger 

(SPD) 


55. Abgeordneter 

Dr. Rudolf 
Schöfberger 

(SPD) 


56. Abgeordneter 

Horst 

Sielaff 

(SPD) 


Wie begründet die Bundesregierung, daß die 
Übergabe von 99 seit September 1992 freistehen- 
den ehemaligen Wohnungen von Angehörigen 
der US- Streitkräfte in der Wohnsiedlung Weier- 
hof (Donnersbergkreis) so lange dauert und die 
dringend benötigten Wohnungen von den Ver- 
antwortlichen im Donnersbergkreis daher nicht 
besetzt werden können? 


57. Abgeordneter 

Horst 

Sielaff 

(SPD) 


Wie errechnet sich die durch das Bundesvermö- 
gensamt ermittelte Kauf summe von 15 Mio. DM 
für den Ankauf der 99 Wohnungen der Wohn- 
siedlung Weierhof (Donnersbergkreis), und wie 
hat man den Kaufinteressenten und dem Land- 
kreis gegenüber das Zustandekommen und die 
Berechtigung dieser hohen Summe begründet? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 28. Januar 1993 

Allgemeinen Verfahrens- und Verwertungsgrundsätzen folgend hat die 
Bundesvermögensverwaltung im Bereich der Oberfinanzdirektion Ko- 
blenz die erst am 10. Dezember 1992 von den US -Streitkräften freigege- 
bene Wohnsiedlung Weierhof bereits im April 1992 der Belegenheitsge- 
meinde zur Nutzung und zum Erwerb angeboten. Die Verhandlungen 
über einen Generalmietvertrag mit Ankauf sverpfhchtung mit der Ge- 
meinde standen vor dem Abschluß, konnten aber wegen Bedenken des 
Landes Rheinland- Pfalz, die erstmals mit Schreiben des Ministeriums des 
Innern und für Sport vom 15. Dezember 1992 geltend gemacht wurden, 
nicht weitergeführt werden. 

Wegen der jetzt weit auseinander liegenden Vorstellungen des Bundes 
und der Gemeinde bzw. des Landes beabsichtigt der Bund die öffentliche 
Ausschreibung der Wohnliegenschaft mit Eintrittsrecht der Gemeinde in 
das Höchstgebot, falls es nicht kurzfristig zu einer Einigung über die für 
den Bund unverzichtbaren Vertragsbestimmungen wie z. B. der Ankaufs- 
verpfhchtung kommen sollte. 

Die Oberfinanzdirektion Koblenz hat den Verkehrs wert der Wohnüegen- 
schaft im Ertragswertverfahren ermittelt, bisher aber auf die Erläuterung 
der Werteinsätze gegenüber der Gemeinde verzichtet, weil die weit aus- 
einander liegenden Kaufpreisvorstellungen kurzfristig nicht üb erbrück- 
bar waren. Die weitere Abstimmung sollte den Kaufverhandlungen vor 
Ort überlassen bleiben; dabei wird der Bund die wertbildenden Faktoren 
im einzelnen erläutern. 


58. Abgeordneter 

Dr. Gerald 
Thalheim 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung die Entscheidung des 
Oberlandesgerichtes Naumburg bekannt, daß 
die zwangsweise an den Staat abgeführten 
Beträge - die sog. „Nettogewinnabführung" - auf 
die Rückzahlungssumme der Altschulden anzu- 
rechnen sind („Bauernzeitung" Nr. 2 vom 15. Ja- 
nuar 1993 S. 6), und welche Konsequenzen wird 
die Bundesregierung im Hinblick auf die Lösung 
der Altschuldenfrage daraus ziehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 28. Januar 1993 


Der Bundesregierung ist das Urteil des Oberlandesgerichts Naumburg 
(vor der Justizreform in Sachsen- Anhalt: Bezirksgericht Magdeburg) be- 
kannt. Das Urteil ist nicht rechtskräftig; die Klägerin hat gegen das Urteil 
Revision beim Bundesgerichtshof eingelegt. 

Die Bundesregierung greift in schwebende Rechtsverfahren nicht ein. 
Solange eine rechtskräftige Entscheidung nicht vorüegt, sieht sie keinen 
Anlaß, hinsichtlich der Altschuldenregelung für die Landwirtschaft in den 
neuen Bundesländern Folgerungen zu ziehen. 


59. Abgeordneter 

Simon 

Wittmann 

(Tännesberg) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen der 
Reform der Abgabenordnung auch die Verzin- 
sung der Einkommensteuerschuld dahin gehend 
zu ändern, daß die Verzinsung der Steuerschuld 
mit dem Tag der Begleichung endet, und wie 
begründet die Bundesregierung ihre diesbezüg- 
liche Haltung? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 2. Februar 1993 


Nach § 233 a Abs. 2 Satz 3 der Abgabenordnung endet der Zinslauf mit der 
Fälligkeit der Steuernachforderung bzw. der Steuererstattung. Während 
Steuererstattungen bereits mit Bekanntgabe des Steuerbescheides fällig 
sind, tritt die Fälligkeit von Steuernachforderungen erst einen Monat nach 
Bekanntgabe des Bescheides ein (vgl. z. B. § 36 Abs. 4 EStG). Diese Rege- 
lung hat sich in der Praxis nicht bewährt. Nach eingehender Erörterung 
mit den obersten Finanzbehörden der Länder ist nun beabsichtigt, im 
Rahmen des Gesetzes zur Änderung der Abgabenordnung § 233 a Abs. 2 
Satz 3 der Abgabenordnung zu ändern. Der Zinslauf soll nach der vorgese- 
henen Neuregelung sowohl bei Steuererstattungen als auch bei Steuer- 
nachforderungen bereits im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Steuerbe- 
scheides enden. Dies bedeutet für die Berechnung von Nachforderungs- 
zinsen, daß der Zeitpunkt der tatsächlichen Zahlung - sei es unmittelbar 
nach Bekanntgabe des Steuerbescheides oder erst bei Fälligkeit - unbe- 
achtlich ist. Eine Lösung dahin gehend, daß der Zinslauf im Zeitpunkt der 
Zahlung der Steuernachforderung enden würde, würde die Anwendung 
des § 233 a der Abgabenordnung erheblich erschweren, da insoweit das 
Prinzip der Sollverzinsung durchbrochen werden müßte. Hinzu kommt, 
daß die von der Bundesregierung angestrebte Änderung des § 233 a der 
Abgabenordnung für die Steuerpflichtigen günstiger ist. Die Gesetzesän- 
derung soll mit Wirkung ab 1994 umgesetzt werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 


60. Abgeordneter 
Ortwin 
Lowack 
(fraktionslos) 


Wie hoch sind - auf Einzelländer bezogen - die 
bis 31. Dezember 1992 angewachsenen nicht 
gezahlten Zinsen und Tilgungen aus Ausfuhr- 
gewährleistungen (Hermes-Bürgschaften), und 
wie hoch sind die bis dahin nachgelassenen und/ 
oder umgeschuldeten Verpflichtungen ein- 
schließhch nicht gezahlter Zinsen, Bürgschafts- 
gebühren und Tilgungen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Dieter von Würzen 
vom 3. Februar 1993 


Per 31. Dezember 1992 betrugen die Außenstände aus gezahlten Entschä- 
digungen für Ausfuhrgewährleistungen 20,6 Mrd. DM. Hiervon wurden 
16,3 Mrd. DM in Umschuldungsabkommen geregelt. Die vom Schulden- 
erlaß betroffenen Verpflichtungen behefen sich per Jahresende 1992 auf 
rd. 800 Mio. DM. 

Im übrigen bitte ich um Verständnis, daß ich wegen der gebotenen 
Vertraulichkeit keine Einzelzahlen nennen kann. Ich bin aber bereit, die 
gewünschten Einzelangaben in den zuständigen Bundestagsausschüssen 
zu übermitteln. 
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61. Abgeordneter 
Ortwin 
Lowack 
(fraktionslos) 


Welche rechtlichen Verpflichtungen veranlassen 
die Bundesregierung, die Gewährleistungssum- 
men für die säumigen Zins- und Tilgungsleistun- 
gen von Einzelländern bei den Hermes-Bürg- 
schaften vertraulich zu behandeln, nachdem ein 
erheblicher Teü dieser Summe, wenn auch nicht 
amtlich, von Schweizer und internationalen Ban- 
ken regelmäßig veröffenthcht wird? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Dieter von Würzen 
vom 3. Februar 1993 


Die Bundesregierung behandelt die Angaben vertraulich, da sie es aus 
außenpolitischen Erwägungen nicht für opportun hält, die Höhe der Ver- 
schuldung anderer Staaten zu pubhzieren. 

Die Bundesregierung kann keinen Einfluß darauf nehmen, wenn private 
Organe oder Banken in eigener Verantwortung Zahlen veröffentlichen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


62. Abgeordneter 

Dr. Volkmar 

Köhler 

(Wolfsburg) 

(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung in diesem 
Zusammenhang zu tun, um die Zukunft von 
Landwirten, die ihre Produkte ab Hof oder im 
Straßen verkauf anbieten bzw. von „Bio-Bauern", 
die ihre Lebensmittel in Heimarbeit erstellen, zu 
sichern? 


Antwort des Staatssekretärs Walter Kittel 
vom 27. Januar 1993 


Die Bundesregierung wird auch in Zukunft die verschiedenen Möglich- 
keiten der Einkommenskombination in der Landwirtschaft fördern, um die 
Anpassung an den Strukturwandel zu unterstützen. Die Förderung der 
Direktvermarktung hof eigener landwirtschafthcher Produkte ist ein Weg. 
Es ist dabei selbstverständhch, daß die lebensmittelrechthchen und hygie- 
nischen Bestimmungen bei dieser Vermarktungsart eingehalten werden 
müssen. Dies liegt gleichermaßen im Interesse der Verbraucher und der 
Landwirte. 

Die Bundesregierung vermag der Argumentation in dem zitierten Presse- 
artikel nicht zu folgen, wonach die Zukunft von Landwirten, die ihre Pro- 
dukte direkt vermarkten, in Frage gestellt wäre. 
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63. Abgeordneter 
Meinolf 
Michels 
(CDU/CSU) 


Bezüglich der beabsichtigten Verlustaus- 
gleichszahlung an Mitglieder von LPGen, die sich 
in Liquidation befinden, frage ich die Bundesre- 
gierung, ob überhaupt schon genügend verläß- 
liche Erkenntnisse vorliegen, die es ermöglichen, 
den Gesamtumfang der bei Liquidationsverfah- 
ren verlustig gegangenen privaten Forderungen 
zu erfassen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 27. Januar 1993 

Der beabsichtigte Härteausgleich soll nach dem bisherigen Stand der 
Überlegungen nicht davon abhängen, ob eine LPG sich in Liquidation 
befindet. Es soll allein auf die Tatsache ankommen, daß ein Mitglied einer 
LPG aus Rechtsgründen seinen Inventarbeitrag nicht zurückerhalten 
kann. Dieser Fall kann bei einer Liquidation, einer Gesamtvollstreckung 
(Konkurs) und bei einem Austritt aus einer überschuldeten LPG eintreten. 

Hinsichtlich des Volumens der verlorenen Inventarbeiträge gibt es nur 
ganz grobe erste Schätzungen der neuen Bundesländer, die eine Grö- 
ßenordnung von etwa 500 Mio. DM ergeben. Diese Angaben sind jedoch 
nicht geeignet, verläßliche Erkenntnisse über den Gesamtumfang der ver- 
lorenen Inventarbeiträge zu vermitteln. 

Eine genaue Feststellung des Gesamtumfangs der verlorenen Inventar- 
beiträge ist erst nach Abschluß des von den Ländern durchzuführenden 
Verwaltungsverfahrens möglich. Im Rahmen des Verwaltungsverfahrens 
wird die Berechtigung jedes einzelnen Antragstellers dem Grunde und 
der Höhe nach sorgfältig zu prüfen sein, bevor Zahlungen geleistet wer- 
den. Dabei werden alle verfügbaren und geeigneten Unterlagen heranzu- 
ziehen sein (Inventarlisten, Bilanzen etc.). Im Falle der Liquidation oder 
Gesamtvollstreckung steht erst nach Abschluß des Verfahrens endgültig 
fest, ob an die Mitglieder ein Vermögensüberschuß verteilt worden ist. 
Dies ist bei der eventuellen Gewährung staatlicher Ausgleichsleistungen 
zu beachten. 


64. Abgeordneter Wie viele endgültig abgeschlossene Verfahren 

Meinolf sind der Bundesregierung bis heute bekannt? 

Michels 
(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 27. Januar 1993 

Die Zahl der endgültig abgeschlossenen LPG-Liquidationsverfahren ist 
der Bundesregierung nicht bekannt. Schätzungen des Deutschen Bauern- 
verbands sprechen von ca. 800 Fällen freiwilliger Auflösung und 
ca. 40 Fällen einer Auflösung kraft Gesetzes per 1. Januar 1992 wegen 
nicht erfolgter Umwandlung in eine andere Rechtsform. Hinzu kommen 
noch Fälle, bei denen die Registergerichte die Eintragung ablehnen. 


65. Abgeordneter 
Meinolf 
Michels 
(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung schon Kriterien erarbei- 
tet, nach welchen diese Mittel an die Berechtig- 
ten zur Auszahlung kommen könnten? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 27. Januar 1993 

Die Überlegungen zu den Einzelheiten der geplanten Regelung sind 
innerhalb der Bundesregierung noch nicht abgeschlossen. Danach muß 
die Regelung noch mit den neuen Bundesländern abgestimmt werden. 


66. Abgeordneter 

Meinolf 

Michels 

(CDU/CSU) 


In welchem Umfang steht, eventuell, die Alt- 
schuldenregelung der ehemaligen LPGen einer 
rechtlich unbedenklichen und abschließenden 
Vermögensregelung im Wege? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 27. Januar 1993 

Die Altschuldenregelung (Entschuldung durch die Treuhandanstalt in 
Höhe von 1,4 Mrd. DM nach Artikel 25 Abs. 3 des Einigungsvertrags; 
bilanzielle Entlastung durch Abschluß von Rangrücktrittsvereinbarungen 
zwischen Gläubigerbank und landwirtschaftlichen Unternehmen nach 
§ 16 Abs. 3 des D-Markbilanzgesetzes) bezieht sich auf Unternehmen als 
solche. Durch die einschlägigen Vorschriften des Landwirtschaftsanpas- 
sungsgesetzes und des D-Markbilanzgesetzes ist gewährleistet, daß der 
durch die Altschuldenregelung entstehende Eigenkapitalzuwachs nicht 
an ausgeschiedene Mitglieder ausgeschüttet werden darf. 

Entschuldung und bilanzielle Entlastung haben daher keine Auswirkung 
auf die Höhe des Inventaranspruchs nach dem Landwirtschaftsanpas- 
sungsgesetz. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung 


67. Abgeordneter 

Günther 

Heyenn 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung endgültig Abstand 
davon genommen, ihr wiederholt gegebenes 
Versprechen einhalten und noch in dieser Legis- 
laturperiode eine gesetzliche Pflegeversicherung 
schaffen zu wollen, oder wie ist zu verstehen, daß 
bei der Sozialhilfe selbst für 1996 zwar 1,6 Mrd. 
DM eingespart werden sollen („notwendige Min- 
desteinsparung"), eine Pflege Versicherung aber 
nicht in Rechnung gestellt ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rudolf Kraus 
vom 26. Januar 1993 

Die Bundesregierung beabsichtigt weiterhin, entsprechend dem Koali- 
tionsbeschluß vom 30. Jüni 1992, baldmöglichst einen Gesetzentwurf zur 
Absicherung des Pflegerisikos vorzulegen, der noch in dieser Legislatur- 
periode verabschiedet werden soll. 
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68. Abgeordneter 

Dr, Peter 
Ramsauer 

(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse über 
die Verteilung des privaten Geld- und Kapitalver- 
mögens von derzeit rd. 3400 Mrd. DM auf die pri- 
vaten Haushalte vor? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 1. Februar 1993 

Zahlenangaben über die Höhe und Verteilung des Vermögens sind gene- 
rell mit erheblichen methodischen Problemen verbunden, da Abgrenzun- 
gen und Erhebungsmethoden der einschlägigen Statistiken unterschied- 
lich sind und da es nicht zu allen relevanten Fragestellungen ausreichende 
statistische Daten gibt. Die Ergebnisse von Geschäftsstatistiken und 
Befragungen müssen deshalb zusammengeführt und unter Beachtung der 
methodischen Besonderheiten interpretiert werden. 

Da direkte statistische Angaben zu der Frage, wie das gesamtwirtschaft- 
liche Geldvermögen der privaten Haushalte verteilt ist, nicht vorliegen, 
sind entsprechende Verteilungsinformationen aus verschiedenen Statisti- 
ken als Indikatoren zur Beantwortung heranzuziehen. 

Von den 3,4 Billionen DM Geldvermögen privater Haushalte am Jahres- 
ende 1991 entfallen 0,2 Billionen DM auf ostdeutsche Haushalte. Zieht 
man weiter 0,3 Billionen DM Konsumentenkredite ab und berücksichtigt, 
daß auch das Geldvermögen der Personen in Gemeinschaftsunterkünften 
und der privaten Organisationen ohne Erwerbszweck enthalten ist, dann 
ergibt sich für die westdeutschen Privathaushalte im engeren Sinne ein 
durchschnittliches Geldvermögen von rd, 100000 DM je Haushalt in der 
Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung (VGR), ohne 
Kapitalanlagen der Versicherungen und Pensionsrückstellunqen rd. 
65 000 DM. 

Wie das verzinsliche Geldvermögen verteilt ist, zeigt die Verteilung der 
Geldvermögenseinkommen, in die allerdings auch Zinsunterschiede ein- 
fließen. Das bei Versicherungen an gesparte Kapital ist hier wie im Geld- 
vermögen einbezogen. Durchschnittlich je Haushalt erhielten 1991 im 
früheren Bundesgebiet Einkommen aus Geldvermögen 

- laut Berechnungen des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung 
(DIW) alle Haushalte 5788 DM, darunter Selbständige ohne Landwirte 
19 156 DM, Angestellte 5527 DM und Arbeiter 3186 DM, 

- laut VGR des Statistischen Bundesamtes nach Abzug gezahlter Zinsen 
für Konsumentenkredite alle Haushalte 4950 DM, darunter Selbstän- 
dige ohne Landwirte 17856 DM, Angestellte 4228 DM und Arbeiter 
1 847DM. 

Die wichtigste Quelle für differenzierte Verteilungsdaten ist die Einkom- 
mens- und Verbrauchsstichprobe des Statistischen Bundesamtes (EVS). 
1988'stützte sie sich auf Angaben von 45 000 Haushalten im früheren Bun- 
desgebiet. Weil Ausländer sowie Haushalte ab 25 000 DM monatlichem 
Nettoeinkommen nicht einbezogen wurden, mit unvollständigen Anga- 
ben zu rechnen ist und Sachverhalte anders ab gegrenzt werden als in der 
VGR, sind allerdings die absoluten Beträge der EVS methodisch nicht mit 
VGR-Daten vergleichbar. Folgende Ergebnisse der EVS zeigen die Ver- 
teilung des Geldvermögens, das hier nur Sparguthaben, Bauspargut- 
haben, Wertpapiere/Sparbriefe und Termingelder umfaßt und nicht mit 
Konsumentenkrediten saldiert ist, am Jahresende 1988: 

- Im Durchschnitt je Haushalt hatten alle Haushalte 25 673 DM Geldver- 
mögen, darunter Selbständige ohne Landwirte 49 119 DM, Angestellte 
26 899 DM und Arbeiter 18 450 DM. 
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- Bei niedrigen Einkommen betrug das Geldvermögen im Durchschnitt 
je Haushalt 8465 DM, bei mittleren Einkommen 22583 DM und bei 
hohen Einkommen 114308 DM (monatliches Haushaltsnettoeinkom- 
men dieser Gruppen laut Selbsteinstufung: unter 1200 DM, 2000 DM 
bis 2 500 DM, 8 000 DM bis 25 000 DM). 

- Die untere Hälfte der nach der Geldvermögenshöhe geordneten Haus- 
halte hatte im Durchschnitt 4 000 DM je Haushalt und ein Zehntel Anteil 
am Geldvermögen aller erfaßten Haushalte, während das obere Zehn- 
tel der Haushalte durchschnittlich 123000 DM und die Hälfte der Geld- 
vermögenssumme besaß. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


69. Abgeordneter 

Reinhold 

Hiller 

(Lübeck) 

(SPD) 


Wann rechnet die Bundesregierung mit einer 
intensiven Räumung von Minen im ehemaligen 
Grenzstreifen zwischen der ehemaligen DDR und 
der Bundesrepublik Deutschland im Bereich 
Lübeck, besonders im Streckenabschnitt unmit- 
telbar zwischen Speckmoor und der provisori- 
schen Umgehungsstraße für Lübeck-Schlutup 
und im Bereich südlich davon, vor dessen Betre- 
ten gewarnt wird, damit die beiden Naherho- 
lungsgebiete Lauerholz und Palinger Heide 
erneut zu einem einheitlichen Naherholungsge- 
biet zusammenwachsen können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 28. Januar 1993 


Im Bereich Lübeck sind im Jahre 1992 an der ehemahgen innerdeutschen 
Grenze umfangreiche Abbau- und Minenräumarbeiten durchgeführt 
worden. Die Minennachsuche wird seit dem 18. Januar 1993 in diesem 
Bereich fortgesetzt. Nach der Planung der Gesellschaft zur Rekultivierung 
und Verwertung von Grundstücken, die mit der Minennachsuche und 
-räumung beauftragt worden ist, sollen die Sucharbeiten im gesamten 
Bereich Lübeck bis Mai/Juni 1993 abgeschlossen sein. 


70. Abgeordneter 

Günther Friedrich 
Nolting 

(F.D.P.) 


Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, daß 
der Flugplatz der Heeresfliegerwaffenschule 
Bückeburg für eine begrenzte Zahl von Flug- 
zeugstarts und -landungen für den Geschäftsrei- 
severkehr geöffnet werden sollte, um so vor allem 
das Engagement von Firmen dieser Region in den 
neuen Bundesländern verkehrstechnisch zu er- 
leichtern? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 28. Januar 1993 

Ihre Auffassung, daß der Flugplatz der Heeresfliegerwaffenschule Bücke- 
burg für einen Geschäftsflugreiseverkehr geöffnet werden soll, vermag 
das Bundesministerium der Verteidigung nicht zu teilen. 

Art und Umfang des Flugbetriebes lassen auch eine begrenzte zivile Mit- 
nutzung nicht zu. Bückeburg ist der Standort mit dem größten militäri- 
schen Flugverkehrs auf kommen in der Bundesrepublik Deutschland. Be- 
reits die derzeitige Belastung durch den Schulungsflugbetrieb hat zur 
Gründung einer „Schutzgemeinschaft gegen Fluglärm" geführt, deren 
Absicht die völlige Einstellung des Flugbetriebes ist. Seit den an Sie ge- 
richteten Schreiben des damaligen Bundesministers Dr. Gerhard Stolten- 
berg vom 11. Juli und 29. Oktober 1991 haben sich keine neuen Möglich- 
keiten ergeben, eine zivile Mitnutzung in Betracht zu ziehen. 

Daneben ist die Anfliegbarkeit von Bückeburg nach Instrumentenflugre- 
geln durch den Wegfall der Funknavigationshilfe (VOR) Rodenberg (1992) 
noch schwieriger geworden. 

Aus Sicht des Bundesministeriums der Verteidigung kann das Engage- 
ment von Firmen dieser Region in den neuen Bundesländern verkehrs- 
technisch auch durch die Nutzung der Flugplätze Rinteln und Porta West- 
falica erleichtert werden. Es wäre gegebenenfalls zu prüfen, ob der in der 
Region gelegene Luftwaffenfliegerhorst Wunstorf für eine zivile Mitnut- 
zung, bzw. nach Einstellung des militärischen Flugbetriebes, für eine rein 
zivile Nutzung in Frage käme. Dazu wäre eine gesonderte Anfrage an das 
Bundesministerium der Verteidigung zu richten. 


71. Abgeordneter Würde die Bundesregierung für die Finanzierung 

Günther Friedrich einer eventuell nötigen Erneuerung von Start- 
Nolting und Landebahn neue Wege mit privaten Kapital- 

(F.D.P.) gebern gehen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 28. Januar 1993 

Wegen der vorgetragenen Gründe, die unverändert gegen eine zivile Mit- 
nutzung des Heeresflugplatzes Bückeburg sprechen, vermag das Bundes- 
ministerium der Verteidigung auf „neue Wege mit privaten Kapitalge- 
bern" nicht näher einzugehen. Sollten interessierte zivile Trägergesell- 
schaften entsprechende Konzepte vorlegen, ist das Bundesministerium 
der Verteidigung selbstverständlich bereit, sich an deren Prüfung im Rah- 
men der Zuständigkeiten des Ressorts zu beteiligen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Familie 
und Senioren 


72. Abgeordneter 

Michael 

Habermann 

(SPD) 


Wie hoch waren die Ausgaben, die in den Jahren 
1990, 1991 und 1992 jeweils im Rahmen des 
BSHG - Hilfe zum Lebensunterhalt (Regelsatz, 
anteilige Mietkosten, einmalige Leistungen 
u. a.) - und - Hilfe in besonderen Lebenslagen - 
für Kinder geleistet wurden, und wie hoch war die 
Anzahl der Kinder, für die diese Leistungen bezo- 
gen wurden? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Roswitha Verhülsdonk 
vom 3. Februar 1993 

1990 haben insgesamt 929406 (am Jahresende ca. ein Drittel weniger) 
Kinder unter 18 Jahren Hilfe zum Lebensunterhalt und 315 948 Kinder 
unter 18 Jahren Hilfe in besonderen Lebenslagen erhalten. Die Zahlen für 

1991 und 1992 liegen noch nicht vor. Die Ausgaben der Sozialhilfe für Kin- 
der werden in der amtlichen Statistik nicht ernüttelt und lassen sich nach 
Kenntnis der Bundesregierung auch aus anderen Quellen nicht feststel- 
len. 


73. Abgeordnete An wen wurden die 16 Modelle „Wohnen im 

Dr. Barbara Alter" vergeben? 

Höll 

(PDS/Linke Liste) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Roswitha Verhülsdonk 
vom 1. Februar 1993 

Im Rahmen des Modellprogramms „Senioren-Büro" wurde 1992 in den 
Städten Regensburg, Frankfurt/Main und Zwickau je ein Senioren-Büro 
eröffnet. Zum derzeitigen Zeitpunkt ist es noch nicht möghch, die Stand- 
orte der weiteren Senioren-Büros mitzuteilen, die im Jahre 1993 die Arbeit 
aufnehmen werden, da die Verhandlungen mit den Antragstellern noch 
nicht abgeschlossen sind. 

Bei der Auswahl der Antragsteller wurde auf ein ausgewogenes Träger- 
spektrum besonderes Gewicht gelegt. Die neuen Bundesländer werden 
mit ca. 15 Senioren-Büros Berücksichtigung finden. Im übrigen verweise 
ich auf meine Antwort vom 18. Januar 1993 auf die Frage 34 des Kollegen 
Günther Friedrich Nolting in Drucksache 12/4190. 


74. Abgeordnete 

Birgit 

Homburger 

(F.D.P.) 


Kennt die Bundesregierung die Arbeiten und 
Berechnungen von Professor Horvarth, der ein- 
deutig belegt, daß private Einrichtungen der 
Altenpflege oft erheblich preiwerter sind als cari- 
tative Einrichtungen, und ist die Bundesregie- 
rung vor diesem Hintergrund gewillt, das BSHG 
dahin gehend zu ändern, daß in den entsprechen- 
den Bestimmungen die privaten Träger den cari- 
tativen gleichgestellt werden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Roswitha Verhülsdonk 
vom 2. Februar 1993 

Der Bundesregierung liegt ein von Prof. Dr. Horvarth für den Verband 
privater Altenheime in Baden- Württemberg e. V. erstelltes Gutachten 
(Private Alten- und Pflegeheime in Baden-Württemberg. Volkswirtschaft- 
lich sinnvoll? Überlebensfähig?) vom Oktober 1991 vor. Ein Nachweis, daß 
private Einrichtungen der Altenpflege „oft erheblich preiswerter" seien 
als Einrichtungen der Wohlfahrtspflege, wird dort nicht geführt. Die Aus- 
führungen des Gutachtens basieren auf Annahmen. 

Nach § 93 Abs. 2 Satz 3 des Bundessozialhüfegesetzes (BSHG) soll der Trä- 
ger der Sozialhilfe Pflegesatzvereinbarungen über die Höhe der zu erstat- 
tenden Kosten - bei gleicher Eignung - vorrangig mit den in § 10 BSHG 
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genannten Trägern von Einrichtungen (Kirchen und Rehgionsgesellschaf- 
ten sowie Verbände der freien Wohlfahrtspflege) abschließen. Der Vor- 
rang der genannten Träger entspricht dem in § 10 Abs. 3 Satz 2 BSHG be- 
gründeten Unterstützungsgebot und der besonderen Stellung dieser Trä- 
ger im Verhältnis zur Sozialhilfe, das von partnerschaftlicher Zusam- 
menarbeit geprägt ist. Er gilt nur, wenn Einrichtungen der in § 10 BSHG 
genannten Träger und anderer (gewerblicher) Träger gleichwertig zur 
Auswahl stehen. 


75. Abgeordnete 

Birgit 

Homburger 

(F.D.P.) 


Denkt die Bundesregierung daran bzw. kann sie 
eine Bestimmung erlassen, daß sie Landkreise 
dazu verpflichtet, auch mit privaten Trägern von 
Altenheimen und Altenpflegeheimen Pflege- 
sätze auszuhandeln? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Roswitha Verhülsdonk 
vom 2. Februar 1993 

Abschluß und Handhabung von Pflegesatzvereinbarungen über die von 
den Trägem der Sozialhilfe zu erstattenden Kosten gehören zur Ausfüh- 
mng des Bundessozialhilfegesetzes, für die verfassungsrechlich die Be- 
hörden in den Ländern zuständig sind, die hierbei Weisungen des Bundes 
nicht unterhegen. Ober den Abschluß einer Pflegesatzvereinbamng ent- 
scheidet der Träger der Sozialhilfe nach pflichtmäßigem Ermessen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Frauen 
und Jugend 


76. Abgeordneter 

Dr. Axel 
Wernitz 

(SPD) 


Wann ist damit zu rechnen, daß über den Antrag 
der Gemeinde Ederheim/Bayern auf Anerken- 
nung als Beschäftigungsstelle vom Oktober 1992 
durch das Bundesamt für den Zivildienst ent- 
schieden wird? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Cornelia Yzer 
vom 1. Februar 1993 


Der Antrag der Gemeinde Ederheim auf Anerkennung als Beschäfti- 
gungsstelle des Zivildienstes vom 26. Oktober 1992 ging am 27. Oktober 
1992 bei der Zivildienstgruppe München ein. Von dort wurde dieser 
Antrag am 3. Dezember 1992 an das für die Entscheidung zuständige Bun- 
desamt für den Zivildienst weitergeleitet; die verzögerte Weiterleitung ist 
durch organisatorische Schwierigkeiten bedingt, die mit der bevorstehen- 
den Auflösung dieser Zivildienstgmppe Zusammenhängen. 

Das Bundesamt für den Zivildienst hat sofort nach Eingang des Antrags 
eine Eingangsbestätigung versandt. 
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Am 25. Januar 1993 hat das Bundesamt telefonisch notwendige ergän- 
zende Angaben von der Antragstellerin erbeten, die am 26. Januar 1993 
per Telefax übermittelt wurden. Das Bundesamt hat daraufhin bereits die 
Anerkennung zum 1. März 1993 verfügt. Der Bescheid wird der Gemeinde 
Ederheim in Kürze zugehen. 


77. Abgeordneter 

Dr. Axel 
Wernitz 

(SPD) 


Ist es üblich, wie im konkreten Fall, daß erst nach 
zwei Monaten ein Eingangsbescheid ergeht mit 
dem Hinweis, die Sachentscheidung werde noch 
mehrere weitere Monate dauern? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Cornelia Yzer 
vom 1. Februar 1993 

Es ist üblich, daß der Antrag auf Anerkennung als Beschäftigungsstelle 
unverzüglich von der Zivildienstgruppe an das BAZ weitergereicht wird 
und der Antragsteller rasch eine Eingangsbestätigung erhält. 

Für die fachliche Antragsbearbeitung benötigt das Bundesamt derzeit 
leider aufgrund seiner angespannten Personallage noch mehrere Monate. 
Es ist zu erwarten, daß durch die im Bundeshaushalt 1993 erfolgte Stellen- 
mehrung für das Amt in Zukunft Verbesserungen auch in diesem Bereich 
erreicht werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


78. Abgeordnete 

Dr. Marliese 
Dobberthien 

(SPD) 


Welche Ursachen hat nach Kenntnis der Bundes- 
regierung die höhere Sterbhchkeit nichtehelich 
geborener im Vergleich zu ehelich geborenen 
Säuglingen in der Bundesrepublik Deutschland, 
und welche gesundheitspolitischen Maßnahmen 
ergreift die Bundesregierung, um die Säuglings- 
sterblichkeit in der Bundesrepublik Deutschland 
weiter zu reduzieren? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 2. Februar 1993 


Die Säuglingssterbhchkeit ist in der Bundesrepubhk Deutschland in den 
letzten 20 Jahren erheblich zurückgegangen. Im internationalen Ver- 
gleich hegt Deutschland mit 7,1 Fällen je 1 000 Lebendgeborene in den al- 
ten und 7,3 Fällen in den neuen Ländern in der Gruppe der Länder mit den 
weltweit niedrigsten Sterberaten (Zahlen für 1990). Unverändert, jedoch 
in abnehmender Schärfe, findet sich das seit Jahrzehnten dokumentierte 
Phänomen, daß nichtehehch geborene im Vergleich zu ehelich geborenen 
Säughngen eine höhere Sterblichkeit aufweisen (1970: 41,7 zu 22,3; 1990: 
10,0 zu 6,7). 
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Die Ursachen sind letztendlich nicht sicher bekannt. Aufgrund vorliegen- 
der Studienergebnisse liegt eine Ursache darin, daß gesundheitliche Risi- 
ken zu spät bzw. nicht erkannt und einer Behandlung zugeführt werden, 
weil die im Rahmen der gesetzlichen Krankenversicherung kostenfreien 
Angebote der Schwangeren- Vorsorge und der Früherkennungsunter- 
suchungen für Säuglinge weniger genutzt werden. 


Der deuthche und kontinuierhche Rückgang der Säuglingssterbhchkeit in 
der Bundesrepublik Deutschland wird auf viele Faktoren zurückgeführt. 
Zu nennen sind hier Fortschritte der Medizin und ihre Umsetzung in die 
Gesundheitsvorsorge und medizinische Versorgung, Maßnahmen der 
Länder (u. a. Schaffung von Perinatalzentren), Ergebnisse der For- 
schungsförderung (u. a. im Rahmen des Programms der Bundesregierung 
„Forschung und Entwicklung im Dienste der Gesundheit"), Maßnahmen 
der gesundheitlichen Aufklärung (u. a. durch die Bundeszentrale für ge- 
sundheitliche Aufklärung) und nicht zuletzt das eigenverantwortliche 
Handeln der Frauen in der Bundesrepublik Deutschland, die in der 
Schwangerschaft gesundheitsbewußt leben und die Vorsorgeangebote 
unseres Gesundheitswesens annehmen. Es ist davon auszugehen, daß die 
Säughngssterbhchkeit in der Bundesrepublik Deutschland noch weiter 
abnimmt, da die o. g. Wege konsequent weiterverfolgt werden. Die Bun- 
desregierung wird dabei im Rahmen ihrer Zuständigkeit unverändert 
ihren Beitrag leisten. 


79. Abgeordneter 

Dr. Volkmar 

Köhler 

(Wolfsburg) 

(CDU/CSU) 


Treffen Presseberichte zu (vgl. „Wolfsburger 
Nachrichten" vom 9. Januar 1993), daß es in 
Folge der sog. „gegenseitigen Anerkennung" für 
die Lebensmittelüberwachung in der EG künftig 
aus hygienischen Gründen keine Bratwurst, 
belegte Brötchen, Eintöpfe, o. ä. selbstgefertigte 
Speisen auf Dorf-, Schul- und Straßenfesten 
geben darf und Salat-, Kuchen- und Eistheken 
ebenso das „Aus" droht? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 2. Februar 1993 


Die einzelnen Bundesländer haben auf der Grundlage der Ermächtigung 
des § 10 des Lebensmittel- und Bedarfsgegenständegesetzes jeweils 
eigene Landeshygiene-Verordnungen erlassen. In Niedersachsen sind 
dies die Verordnung über die hygienische Behandlung von Lebensmitteln 
tierischer Herkunft und die Speiseeishygiene-Verordnung. 


Nach Aussagen des niedersächsischen Ministeriums für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten ist beabsichtigt, diese Bestimmungen in einer 
Regelung zusammenzufassen. Ein entsprechender Arbeitsentwurf des 
niedersächsischen Ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten ist den beteiligten Kreisen zur Stellungnahme zugeleitet worden. 


Bei der in dem Artikel von Erich Weber in den „Wolfsburger Nachrichten" 
vom 9. Januar 1993 zitierten EG-Regelung dürfte es sich um den Vorschlag 
für eine Richthnie des Rates über Lebensmittelhygiene (KOM [92] 547 
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endg.) handeln, zu dem der Rat am 17. Dezember 1992 einen gemein- 
samen Standpunkt verabschiedet hat. Der Termin für eine endgültige 
Beschlußfassung über diesen Richtlinienvorschlag ist bisher noch nicht 
bestimmt worden. 

In dem Richtlinien- Vorschlag sind zwar u. a. Anforderungen an ortsverän- 
derliche Betriebsstätten (Marktstände, mobile Fahrzeuge) festgelegt, die 
jedoch in keiner Weise die Schlußfolgerungen zulassen, die in dem Artikel 
der „Wolfsburger Nachrichten" gezogen worden sind. 

Mit dem Entwurf einer neuen niedersächsischen Lebensmittelhygiene- 
Verordnung soll nach Aussagen des niedersächsischen Ministeriums für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten weder einer EG-Regelung vorge- 
griffen werden noch soll dieser darauf abzielen, die Direktvermarktung 
von Lebensmitteln, wie z. B. dem Verkauf von Bratwurst, belegten Bröt- 
chen, Eintöpfen und ähnlichen selbstgefertigten Speisen auf Dorf-, Schul- 
oder Straßenfesten, einzuschränken. 

Eine Einschränkung ergibt sich gleichfalls nicht aus dem Prinzip der „ge- 
genseitigen Anerkennung" für die Lebensmittelüberwachung. Dieses 
bereits seit Jahren mit Erfolg praktizierte System legt lediglich fest, daß 
grundsätzlich eine Anerkennung der umfassenden Kontrollen im Her- 
kunftsmitgliedstaat vorgenommen wird, was jedoch nicht zusätzliche 
Überprüfungen im Empfängermitgliedstaat ausschließt. Auswirkungen 
auf die Möglichkeit der Vermarktung von Lebensmitteln auf Volksfesten 
ergeben sich nicht aus der Anwendung des Prinzips der „gegenseitigen 
Anerkennung". Gleichfalls werden sie sich aus der EG -Lebensmittel- 
hygiene-Richtlinie nur insoweit ergeben, als diese aus hygienischen 
Gründen fachlich gerechtfertigt sind. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr 


80. Abgeordneter 

Robert 

Antretter 

(SPD) 


Wie hoch ist der jeweils prozentuale Anteil 
der Regierungsbezirke Baden- Württembergs am 
gesamten für Baden-Württemberg vorgesehenen 
Finanzvolumen für die „Fortschreibung des 
Bedarfsplanes für die Bundesfernstraßen", auf- 
geschlüsselt nach Straße und Schiene? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 1. Februar 1993 

Für den Bundesverkehrswegeplan wird der Bedarf für Verkehrsprojekte 
aufgrund bundesweit einheitlicher gesamtwirtschaftlicher Kriterien er- 
mittelt. Die regionale, sich an Verwaltungsgrenzen orientierende Vertei- 
lung ist kein Maßstab für den Bundesverkehrswegeplan. Daher werden 
regionale Verteilungen nicht vorgenommen. Die hierzu erforderlichen 
Daten liegen auch nicht vor. Eine Ausnahme bilden die Anteile der Länder 
an vordringlichen Straßenbaumaßnahmen, weil die Länder hier als Auf- 
tragsverwaltung für den Bund tätig werden. 
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Wegen der großräumigen Wirkungen der einzelnen Maßnahmen bei 
Schienenwegen und Bundesautobahnen ist eine regionale Zuordnung 
nicht sinnvoll. 

Da das Land Baden-Württemberg wegen der Organisation der Straßen- 
bauverwaltung im Land selbst jedoch seit jeher eine Aufteilung der Bun- 
desstraßenmaßnahmen nach Regierungsbezirken vornimmt, sind in die- 
sem Fall Angaben vorhanden, die eine entsprechende Auswertung zulas- 
sen. 


Nach dem Entwurf 4. Femstraßenausbauänderungsgesetz teilen sich die 
Bundesstraßenmaßnahmen des Vordringlichen Bedarfs wie folgt auf: 


Reg. -Präsidium 

Vordringlicher Bedarf 


Mio. DM 

% 

Stuttgart 

2 247,4 

29,7 

Karlsruhe 

1 668,6 

22,1 

Freiburg 

1 782,5 

23,6 

Tübingen 

1 861,7 

24,6 


81. Abgeordneter 

Robert 

Antretter 

(SPD) 


Erwägt die Bundesregierung die im Kabinetts- 
beschluß vom 15. Juli 1992 nachrangig eingeord- 
nete Verlegung bei Berchtesgaden (mit Tunnel) 
im Verlaufe der B 20 im nachhinein im Verkehrs- 
ausschuß für den „Vordringlichen Bedarf" vor- 
zuschlagen, und wenn ja, weshalb ist diese 
Maßnahme dann nicht unter den Nachmeldun- 
gen des Bundesministeriums für Verkehr vom 
3. Dezember 1992 enthalten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 3. Februar 1993 

Der Bundesminister für Verkehr hat am 3. Dezember 1992 im Rahmen der 
beabsichtigten Verschiebung des Planungshorizonts bis zum Jahre 2012 
und der Ausweitung des Planungsvolumens für die Bundesfernstraßen um 
9 Mrd. DM eine Liste von Bundesfernstraßenprojekten vorgelegt, die 
Grundlage der noch zu führenden parlamentarischen Diskussion sein 
kann. Die in dieser Liste enthaltenen Maßnahmen erfüllen u. a. die für den 
neuen Bundesverkehrswegeplan und Bedarfsplan geltenden generellen 
ökonomischen und verkehrspolitischen Kriterien Bauwürdigkeit, Vorrang 
von Ortsumgehungen bzw. Bundesautobahn-Ausbaumaßnahmen, keine 
Parallehtät zu ÖPNV-Maßnahmen. 

Nach Maßgabe des für Bayern zu erwartenden zusätzlichen Planungsvo- 
lumens von 1 260 Mio. DM konnte die Verlegung der B 20 bei Berchtesga- 
den (mit Tunnel) dabei allerdings nicht mehr berücksichtigt werden. Für 
dieses Projekt ist ein Bauwürdigkeitsnachweis geführt. Die endgültige 
Entscheidung liegt beim Deutschen Bundestag. 


82. Abgeordneter 

Wolfgang 

Börnsen 

(Bönstrup) 

(CDU/CSU) 


Erwägt die Bundesregierung, Verstöße von Bus- 
fahrern gegen die Lenk- und Ruhezeiten der EG- 
Sozialvorschriften durch einen Eintrag in das 
Verkehrszentralregister des Kraftfahrt-Bundes- 
amtes zu ahnden, und hält es die Bundesregie- 
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rung darüber hinaus für sinnvoll, daß auch Omni- 
busunternehmer mit einer Eintragung in das Ver- 
kehrszentralregister rechnen müssen, wenn sie 
einen solchen Verstoß schuldhaft zulassen oder 
gar anordnen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 29. Januar 1993 


Das Bundesministerium für Verkehr hat die Bundesanstalt für Straßen- 
wesen beauftragt, in einer Arbeitsgruppe sämtliche Vorschläge und 
Gesichtspunkte für die Verbesserung der Sicherheit von Reisebussen zu 
untersuchen. Hierzu gehört auch die Registrierung von Verstößen gegen 
die Lenk- und Ruhezeiten der EG-Sozialvorschriften durch Busfahrer wie 
auch durch Omnibusunternehmer im Verkehrszentralregister beim Kraft- 
fahrt-Bundesamt. Einen ersten Bericht wird die Arbeitsgruppe im April 
1993 vorlegen. 


83. Abgeordnete 

Renate 

Jäger 

(SPD) 


Vor dem Hintergrund, daß mit der Einführung 
des gegenwärtig noch gültigen Systems für Kfz- 
Kennzeichen im Jahre 1956 vom Bundesministe- 
rium für Verkehr eine Empfehlung herausgege- 
ben wurde, daß solche Buchstabenkombinatio- 
nen, die z. B. auf ehemalige nationalsozialistische 
Vereinigungen wie SS, SA u. a. nicht als Kfz- 
Kennzeichen herausgegeben werden sollen, 
frage ich die Bundesregierung, wie viele Kfz- 
Kennzeichen, die derartige Buchstabenkombina- 
tionen enthalten, wurden in der Bundesrepublik 
Deutschland vergeben, und wie viele Kfz mit 
derartigen Kennzeichen sind gegenwärtig in den 
einzelnen Bundesländern zugelassen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 29. Januar 1993 

Die Empfehlung des Bundesministeriums für Verkehr, daß die zuständi- 
gen Landesbehörden bei der Zuteilung von Kfz -Kennzeichen Buch- 
stabenkombinationen, die auf ehemalige nationalsozialistische Vereini- 
gungen oder Einrichtungen hinweisen, nicht verwendet werden sollen, 
wird weitgehend beachtet. Derzeit sind von den beim Kraftfahrt-Bundes- 
amt registrierten über 40 Mio. Kraftfahrzeugen und Anhängern 36347 
Fahrzeuge mit derartigen Kennzeichen versehen. Das Bundesministerium 
für Verkehr wird sich erneut bei den zuständigen obersten Landesbehör- 
den dafür einsetzen, daß solche Kennzeichen nicht ausgegeben werden. 


84. Abgeordneter 

Michael 

Jung 

(Limburg) 

(CDU/CSU) 


Welche Nachteile bei der Planung von Bundes- 
straßen und Bundesautobahnen werden eintre- 
ten, wenn die von der Fraktion der SPD und der 
Fraktion DIE GRÜNEN in Hessen vereinbarte 
„Stellenpoolregelung" greift, wonach vorgese- 
hen ist, 10% aller Stellen in den Straßenbau- 
ämtern in Hessen bis 1995 wegfallen zu lassen 
(jährlich etwa 110 Stellen)? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 3. Februar 1993 

Die Verwaltung der Bundesfernstraßen obhegt nach Artikel 90 Abs. 2 GG 
den Bundesländern im Auftrag des Bundes {Auftragsverwaltung). Es liegt 
deshalb im Zuständigkeitsbereich des Landes zu entscheiden, in welchem 
Umfang z. B. die Planung von Bundesfernstraßen mit eigenem Fachperso- 
nal durchgeführt oder an Ingenieurbüros vergeben wird. Im Falle von 
Engpässen in beiden Bereichen kann es zu Verzögerungen bei der Ver- 
wirklichung von Bundesfernstraßenplanungen kommen. 


85. Abgeordneter 

Alb recht 

Müller 

(Pleisweiler) 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Möghch- 
keit, nach dem Vorbild der französischen „Carte 
Couple" die „Partnerkarte'' zur „BahnCard" auch 
für Menschen, die in nichtehelichen Lebens- 
gemeinschaften leben, einzuführen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 1. Februar 1993 

Die „BahnCard für Ehepartner" ist ein kommerzielles Angebot der Bah- 
nen, das diese auf der Grundlage einer Marktanalyse- in eigener unterneh- 
merischer Verantwortung gestaltet haben. Dabei beruht der mit der 
„BahnCard für Ehepartner" verbundene Preisnachlaß auf einer Kalkula- 
tion, in der berücksichtigt wird, daß dieses Angebot aufgrund des 
abgrenzbaren Erwerberkreises die Zahl der zum Normaltarif verkauften 
BahnCards in einem voraussehbaren Umfang mindert. Auch der „Carte 
Couple" liegt eine Kalkulation für einen abgrenzbaren Erwerberkreis 
zugrunde, da zujn Erwerb ein „Certificat de vie maritale" vorzulegen ist. 
Die nachträgliche Ausdehnung des Erwferberkreises der „BahnCard für 
Ehepartner" würde in Abweichung von der ursprünghchen Kalkulation 
des BahnCard-Tarif Systems zu nicht vorher berücksichtigten Einnahme- 
ausfällen führen und ist daher wirtschaftlich nicht vertretbar. 


86. Abgeordnete 

Dr. Margrit 
Wetzel 

(SPD) 


Wie hoch ist die Zahl der deutschen Seeleute, die 
gegenwärtig auf deutschen Schiffen unter deut- 
scher Flagge, auf deutschen Schiffen im ISR, auf 
ausgeflaggten deutschen Schiffen (unter wel- 
chem Register) und auf ausländischen Schiffen 
fahren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 1. Februar 1993 

1. Zum 1. Januar 1993 sind auf allen Seeschiffen unter deutscher Flagge 
einschließlich in der Fischerei an Bordpersonal von insgesamt 21696 
Seeleuten 17 102 deutsche Seeleute, 

- davon 5072 deutsche Seeleute auf Seeschiffen unter deutscher 
Flagge, die zusätzhch im ISR eingetragen sind. 

2. Für die auf Seeschiffen unter ausländischer Flagge beschäftigten deut- 
schen Seeleute besteht keine Meldepfhcht gegenüber deutschen Be- 
hörden. Deshalb sind der Bundesregierung nur die Zahlen deutscher 
Seeleute bekannt, für die der Versicherungsschutz in der See-Sozial- 
versicherung zum 1. Januar 1993 weiterhin besteht, nämlich 
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- für 235 deutsche Seeleute durch Versicherungsvereinbarung nach 
§ 54 der Satzung der See-Berufsgenossenschaft (See-BG), 

- für 286 deutsche Seeleute durch Versicherung kraft Austrahlung 
nach § 86 a der Satzung der SeeBG. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


87, Abgeordnete 

Dr. Edith 
Niehuis 

(SPD) 


Wie unterscheiden sich die gesetzlichen Anforde- 
rungen an die Abwasserleitung in Europa und 
Asien (aufgeschlüsselt nach den Grenzwerten 
der einzelnen Länder), und welche Maßnahmen 
fordert die Bundesregierung auf internationaler 
Ebene zur Senkung der Schadstoff grenz werte, 
um die ökologischen Folgewirkungen der Was- 
serverschmutzung international nachhaltig zu 
verringern? 


Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 1. Februar 1993 


Eine Übersicht über Grenzwerte für Abwassereinleitungen in Europa und 
Asien liegt der Bundesregierung nicht vor. Die Bundesregierung hält es 
auch nicht für zielführend, eine detaillierte Liste über Grenzwerte erstel- 
len zu lassen, da eine solche Aufstellung, wie die zahlreichen Kontakte auf 
internationaler und supranationaler Ebene belegen, nur von geringer 
Aussagekraft ist und der Aufwand zu deren Erstellung unverhältnismäßig 
wäre. Insbesondere sind die Grundlagen und Randbedingungen für der- 
artige Grenzwerte sehr unterschiedlich, für ihre Vergleichbarkeit jedoch 
entscheidend. 

Bestreben der Bundesregierung ist es, innerhalb der Europäischen Ge- 
meinschaft oder den verschiedenen internationalen Vereinbarungen wie 
dem Übereinkommen zum Schutz des Rheins vor Verunreinigung und 
vergleichbarer Abkommen zur Elbe oder Mosel und Saar sowie den Mee- 
resschutzübereinkommen das nationale Anforderungsniveau des § 7 a des 
Wasserhaushaltsgesetzes durchzusetzen. So haben sich u. a. die Rhein- 
anliegerstaaten und die Anlieger von Nord- und Ostsee darauf geeinigt, 
den in Deutschland seit dem 1. Januar 1987 geforderten Stand der Technik 
für das Einleiten von Abwasser mit gefährlichen Stoffen bei den entspre- 
chenden Gewässerschutzmaßnahmen zugrunde zu legen. Vergleichbare 
Forderungen werden auch im Rahmen der ECE oder der OECD erhoben. 
Eine besondere Bedeutung mißt die Bundesregierung auch der Beratung 
in der büateralen Zusammenarbeit bei. 

Die Bundesregierung erwartet von der Durchsetzung des Standes der 
Technik auch international eine entscheidende Verbesserung der Gewäs- 
sersituation. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Post 
und Teiekommunikation 


88. Abgeordneter 

Horst 

Gibtner 

(CDU/CSU) 


Wie weit sind nach Kenntnis der Bundesregie- 
rung die Arbeiten zur Umstellung der Telefon- 
vorwahlnummern in den neuen Bundesländern 
gediehen, und können die Postunternehmen 
nach Kenntnis der Bundesregierung gewährlei- 
sten, daß jedenfalls zum Umstellungszeitpunkt 
auf die neuen bundeseinheitlichen Postleitzahlen 
auch die Telefonvorwahlnummern bundesein- 
heitlich verwendet werden können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Paul Laufs 
vom 29. Januar 1993 


Eine Umstellung der Ortsnetzkennzahlen für den Telefonverkehr kann 
nur erfolgen, wenn die technischen Voraussetzungen in den entsprechen- 
den Netzknoten der Deutschen Bundespost TELEKOM geschaffen sind. 

So wurden die Ortsnetzkennzahlen für Verbindungen in die neuen Bun- 
desländer im 1. Halbjahr 1992 eingeführt. 

Die am 1. August 1992 begonnene Umstellung der Ortsnetzkennzahlen 
innerhalb der neuen Bundesländer konnte in den meisten Ortsnetzberei- 
chen von der Deutschen Bundespost TELEKOM bereits 1992 abgeschlos- 
sen werden. Das betraf 83 % aller Telefonkunden in den neuen Bundeslän- 
dern. Die Umstellung der restlichen Ortsnetzbereiche erfolgt voraussicht- 
lich planmäßig bis zum 31. Dezember 1993 in direkter Abhängigkeit von 
der Digitalisierung der jeweiligen Knotenvermittlungsstellen. 

Für die Einführung der neuen Postleitzahlen sind dagegen betriebhch- 
logistische Faktoren maßgebend. Die Umstellung erfolgt deshalb bun- 
deseinheitlich zum 1. Juli 1993. 

Aus den genannten Gründen ist eine zeitliche Koordinierung mit der Um- 
stellung der Ortsnetzkennzahlen der Deutschen Bundespost TELEKOM 
nicht möglich. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


89. Abgeordneter 

Horst 

Friedrich 

(F.D.P.) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die in Hessen 
geltenden Regelungen, wonach Unternehmen 
Ablöse Zahlungen für nicht genügend Stellplätze 
für Fahrräder zu leisten haben, was dazu führt, 
daß ein Hotel wie das Sheraton, direkt am Rhein- 
Main- Flughafen gelegen, mindestens 200 Fahr- 
radstellplätze ausweisen muß oder aber in die 
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Stadtkasse zu zahlen hat, und beabsichtigt die 
Bundesregierung ggf. die entsprechenden lan- 
desrechtlichen Regelungen verfassungsrechtlich 
überprüfen zu lassen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Joachim Günther 
vom 1. Februar 1993 

Die Gesetzgebungsbefugnis für die Stellplatzpflicht auf Baugrundstücken 
- auch für Fahrräder - sowie die Durchführung der Vorschriften in der Pra- 
xis steht ausschließlich den Ländern zu. Die Vorschriften der Länder ent- 
halten unter anderem die Regelung, daß Stellplätze von Bauherren oder 
Eigentümern bei der Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung bau- 
licher Anlagen geschaffen werden müssen, wenn ein Stellplatzbedarf ent- 
steht oder sich erweitert. Die Bundesregierung geht davon aus, daß die 
zuständigen Landesbehörden bei der Durchführung des Rechts auch die 
Grundsätze des Übermaß Verbots sowie der Verhältnismäßigkeit des Mit- 
tels beachten. 


90. Abgeordnete In welche Orte und an welche Träger wurden die 

Dr. Barbara Seniorenbüros 1992 und 1993 vergeben? 

Höll 

(PDS/Linke Liste) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Joachim Günther 
vom 1. Februar 1993 

Im Rahmen seines Ressortforschungsprogramms Experimenteller Woh- 
nungs- und Städtebau hat das Bimdesministerium für Raumordnung, Bau- 
wesen und Städtebau in den Jahren 1989/1990 zum Forschungsfeld 
„Ältere Menschen und ihr Wohnquartier" 21 Modellvorhaben auf genom- 
men. Projektträger sind überwiegend Gemeinden, in wenigen Fällen 
Wohnungsbaugesellschaften. 

1. Kempten, Unter der Burghalde 

2. Saarbrücken, Nauwieserviertel 

3. Neu-Isenburg, Innenstadt 

4. Hamburg, St. Georg 

5. Viernheim, Innenstadt 

6. Bremen, Buntentor 

7. Duisburg, Rheinpreußensiedlung 

8. Trier, Weidengraben 

9. Bremen, Bromberger Viertel 

10. Hamburg, Iserbrooker Weg 

11. Berlin, Heerstraße- Nord 

12. Büdelsdorf, Akazienstraße 

13. Bönen, Beethovenstraße 

14. Nordhorn, Am Strampel 

15. Urbach 

16. Altusried 

17. Oldenburg/Holstein 

18. Gerolstein 

19. Markgröningen 

20. Goldenstedt-Lutten 

21. Langenhagen. 

Das Foschungsfeld „Wohnen im Alter" wurde im Jahre 1992 abgeschlos- 
sen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung 
und Wissenschaft 


91. Abgeordneter 

Dr. Uwe 
Holtz 

(SPD) 


Welche Maßnahmen ergreift die Bundesregie- 
rung, um sozial benachteiligte Jugendliche, die 
ihre Schullaufbahn mit einem Sonderschulab- 
schluß beenden, in den Arbeitsprozeß zu integrie- 
ren, um ihnen eine berufliche Perspektive zu er- 
öffnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Nobert Lammert 
vom 3. Februar 1993 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß eine qualifizierte Berufsaus- 
bildung aller Jugendlichen eine entscheidende Voraussetzung ist, um sie 
in den Arbeitsprozeß zu integrieren und ihnen eine berufliche Perspektive 
zu eröffnen. 

Die Bundesregierung hat es deshalb wiederholt als ein Ziel ihrer Bil- 
dungspolitik bezeichnet, allen Jugendlichen eine qualifizierte Berufsaus- 
bildung zu ermöglichen. Diese Zielsetzung gilt gleichermaßen auch für 
die Berufsausbildung sozial benachteiligter und lernbeeinträchtigter 
Jugendhcher, also auch für Jugendliche, die die Schule für Lernbehin- 
derte oder die Hauptschule ohne Abschluß verlassen. 

Zuletzt hatte die Bundesregierung am 19. März 1991 zum Berufsbildungs- 
bericht 1991 beschlossen, durch sachgerechte Differenzierung Entwick- 
lungen in der Berufsausbildung zu unterstützen, die benachteiligte 
Jugendliche beruflich qualifizieren. 

Im Mittelpunkt der Förderung der Berufsausbildung lernbeeinträchtigter 
und sozial benachteiligter Jugendlicher steht das vom Bundesministerium 
für Bildung und Wissenschaft (BMBW) entwickelte Benachteiligtenpro- 
gramm, das seit dem 1. Januar 1988 auf gesetzlicher Grundlage als Be- 
nachteiligtenförderung in § 40c des Arbeitsförderungsgesetzes (AFG) 
geregelt ist. 

Zielgruppen dieser Benachteiligtenförderung sind: 

- Ausländische Jugendüche, 

- lernbeeinträchtigte deutsche Auszubildende, insbesondere Haupt- 
schulabgänger ohne Abschluß und Abgänger aus Schulen für Lernbe- 
hinderte (Sonderschulen), 

- sozial benachteiligte deutsche Auszubildende, unabhängig vom er- 
reichten allgemeinbildenden Schulabschluß, 

~ Auszubildende, deren betriebliche Ausbildung gemessen an den bis- 
herigen Erkenntnissen über den Ausbildungsverlauf oder aufgrund 
sozialer Schwierigkeiten ohne Gewährung von ausbildungsbegleiten- 
den Hilfen zu scheitern droht. 

1991 wurden rd. 55500 (alte und neue Bundesländer) Jugendliche nach 
§ 40 c Abs. 2 AFG mit ausbildungsbegleitenden Hilfen und in überbetrieb- 
lichen Einrichtungen in ihrer Berufsausbildung gefördert. Darunter befan- 
den sich rd. 5 600 oder 10% Jugendüche aus Schulen für Lernbehinderte. 
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Der BMBW fördert seit langem mit Modellversuchen und Forschungsvor- 
haben vor allem die Verbesserung und Weiterentwicklung der inhalt- 
hchen Gestaltung der Berufsausbildung benachteiligter Jugendlicher. 
Beispielhaft sei hier der Modellversuch zur Förderung der Berufsausbil- 
dung lernbeeinträchtigter Jugendlicher in Handwerksbetrieben genannt, 
bei dem in einer Verbindung von Berufs Vorbereitung und Berufsausbil- 
dung curriculare Materialien für die handwerksbetriebliche Berufsausbil- 
dung lernbeeinträchtigter Jugendlicher entwickelt werden. Beispielhaft 
zu erwähnen sind auch die Forschungsvorhaben zur inhaltlichen Gestal- 
tung der Benachteiligtenförderung (Prozeßbegleitung), bei der zahlreiche 
praxisorientierte Handreichungen und Materialien, z. B. zur sozialpäda- 
gogisch orientierten Berufsausbildung, zur Ausbildung in den neugeord- 
neten Metallberufen und zum Einsatz neuer Technologien erarbeitet wur- 
den. 

Auf der Grundlage der Ergebnisse einer im Aufträge des BMBW erarbeite- 
ten Studie „Daten und Fakten über Jugendliche ohne abgeschlossene 
Berufsausbildung" und eines vom Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) 
durchgeführten Forschungsprojektes „Förderung der Berufsausbildung 
von nicht behinderten Jugendlichen, die bisher ohne Berufsausbildung 
bleiben" sind über die Benachteiligtenförderung hinausgehende, weitere 
Maßnahmen im „vorberuflichen" Bereich und in der beruflichen „Nach- 
qualifizierung" junger Erwachsener ohne Berufsausbildung erforderlich. 

Auf einer vom BMBW und dem BIBB im Mai 1993 gemeinsam durchzufüh- 
renden Fachtagung sollen auf dieser Grundlage Experten aus der Bil- 
dungspolitik, der Berufsbildungsforschung und der Ausbildungspraxis 
konkrete und praktikable Empfehlungen und Maßnahmen diskutieren 
und Vorschlägen, die darauf ab zielen, die Ausbildungsbereitschaft und 
den Ausbildungserfolg von lernbeeinträchtigten und sozial benachteilig- 
ten Jugendlichen weiter zu verbessern. 

Ziel ist ein Gesamtkonzept für die Integration benachteiligter Jugend- 
licher in Ausbildung und Beruf. Die Ergebnisse der Fachtagung werden 
dokumentiert und durch den BMBW veröffentlicht werden. 

Der BMBW wird zusammen mit dem BIBB, den Ländern und den Sozial- 
partnern prüfen, welche der Vorschläge und Empfehlungen aufgegriffen 
und umgesetzt werden können. 


92. Abgeordneter 

Hinrich 

Kuessner 

(SPD) 


Ist die Antwort der Bundesregierung auf meine 
Frage 34 in Drucksache 12/4133 so zu verstehen, 
daß zu DDR- Zeiten für das Studium an der Aka- 
demie für Staat und Recht in Potsdam-Babelsberg 
und damit auch für den Einsatz nach dem Stu- 
dium in erster Linie Leistungskriterien (Abitur- 
oder Fachschulabschlußnoten) und erst nachran- 
gig der „feste Klassenstandpunkt" entscheidend 
waren, und welche Rolle spielte dabei die Abtei- 
lung „befreundete Parteien" im Zentralkomitee 
der SED? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Fritz Schaumann 
vom 29. Januar 1993 


Das Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft konnte Ihre erste 
schriftliche Frage, die die Zulassungsbedingungen im Hochschulbereich 
der ehemaligen DDR betraf, nach entsprechenden Ermittlungen beant- 
worten. Ihre vorliegende Frage betrifft demgegenüber politische Interna 


49 



Drucksache 12/4296 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


zwischen dem damaligen ZK der SED (mit der von Ihnen angesprochenen 
Abteilung „befreundete Parteien"), dem Sekretariat des Ministerrats 
sowie der damaligen Akademie für Staat imd Recht in Potsdam-Babels- 
berg. Hierzu hat das Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft 
keine Erkenntnisse. Möglicherweise geben Akten des PDS-Archivs 
Aufschluß. 


93. Abgeordneter 

Siegfried 

Vergin 

(SPD) 


Wann hat die Bund-Länder-Kommission für Bil- 
dungsplanung und Forschungsförderung be- 
schlossen, im März 1993 in Berlin eine Fachta- 
gung zum Thema „Gewalt in der Schule" durch- 
zuführen, die mit Mitteln des Bundesministeri- 
ums für Büdung und Wissenschaft gefördert 
wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Norbert Lammert 
vom 1. Februar 1993 

Die Durchführung der Fachtagung „Gewalt in der Schule" der Bund-Län- 
der-Kommission für Bildungsplanung und Forschungsförderung beruht 
auf einem Beschluß vom 3. September 1992 (Dokument B 92.26 Drs. der 
BLK). 

Die weitere Organisation wurde der Projektgruppe „Innovationen im Bil- 
dimgswesen" der BLK übertragen, die sich in mehreren Sitzungen mit den 
Inhalten und der Organisation der Fachtagung befaßt hat. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung 


94. Abgeordneter 

Dr. Uwe 
Holtz 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, Entwicklimgslän- 
der, die eine atomare Rüstungsindustrie betrei- 
ben, von der bilateralen staatlichen Entwick- 
lungszusammenarbeit auszuschließen? 


Antwort des Staatssekretärs Wighard Härdtl 
vom 26. Januar 1993 

Im Rahmen der entwicklungspolitischen Kriterien der Bundesregierung 
spielt auch die Rüstungspolitik der Partnerländer eine wesentliche Rolle. 
Art und Umfang der Entwicklungszusammenarbeit werden jedoch auf- 
grund einer Gesamtbewertung aller Kriterien bestimmt. Es gibt insofern 
keinen Automatismus zwischen einem Kriterium und einer bestimmten 
Folge für die Entwicklungszusammenarbeit. Bekämpfung der Armut und 
Überwindung ihrer strukturellen Ursachen, Förderung der Bildung und 
Maßnahmen zur Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen können im 
Einzelfall auch in einem Umfeld ungünstiger Rahmenbedingungen mög- 
hch sein. 


Bonn, den 5. Februar 1993 
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